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ABSCHNITT I 

Aufbau der Rechtsanwalts- und 
Steuerberaterversorgung 

§ 1 
Aufgabe, Rechtsform, Sitz 

(1) 1Die Bayerische Rechtsanwalts- und Steu-
erberaterversorgung ist nach dem Gesetz über 
das ö ffentliche Versorgungswesen (VersoG) 
vom 25. Juni 1994 in der jeweils geltenden 
Fassung die berufsstä ndische Versorgungsein-
richtung der Rechtsanwä lte, Steuerberater, 
Steuerbevollmä chtigten und Patentanwä lte in 
Bayern. 2Sie hat die Aufgabe, ihre Mitglieder 
und deren Hinterbliebene nach den Bestim-
mungen dieser Satzung zu versorgen. 
 
(2) Die Bayerische Rechtsanwalts- und Steu-
erberaterversorgung ist eine rechtsfä hige An-
stalt des ö ffentlichen Rechts mit Sitz in Mün-
chen. 
 
 
 

§ 2 
Selbstverwaltung und Satzung 

(1) 1Die Bayerische Rechtsanwalts- und Steu-
erberaterversorgung (Versorgungsanstalt) hat 
das Recht zur Selbstverwaltung im Rahmen 
der Gesetze. 2Sie regelt ihre Angelegenheiten 
durch Satzung. 
 
(2) 1Die vom Verwaltungsrat beschlossene 
Satzung und ihre Änderungen werden nach 
der aufsichtlichen Genehmigung vom Vorsit-
zenden des Verwaltungsrats ausgefertigt und 
im Bayerischen Staatsanzeiger verö ffentlicht. 
2Sie treten am Tage nach der Verö ffentlichung 
in Kraft, wenn nicht ein anderer Zeitpunkt be-
stimmt wird. 
 
(3) Satzungsä nderungen gelten, soweit nichts 
anderes bestimmt wird, auch für bestehende 
Mitgliedschafts- und Versorgungsverhä ltnisse 
sowie für Anwartschaftsberechtigungen aus 
früherer Mitgliedschaft. 
 
 
 

§ 3 
Aufsicht 

(1) Das Staatsministerium des Innern führt die 
Rechtsaufsicht über die Versorgungsanstalt. 
 

(2) Das Staatsministerium für Wirtschaft, Infra-
struktur, Verkehr und Technologie führt die 
Versicherungsaufsicht über die Versorgungs-
anstalt. 
 
 
 

§ 4 
Organe 

Organe der Versorgungsanstalt sind der Ver-
waltungsrat und die Bayerische Versorgungs-
kammer (Versorgungskammer). 
 
 
 

§ 5 
Der Verwaltungsrat 

(1) 1Der Verwaltungsrat besteht aus 25 Mitglie-
dern; davon gehö ren neun Mitglieder der 
Rechtsanwaltskammer München an, fünf Mit-
glieder der Rechtsanwaltskammer Nürnberg, 
vier Mitglieder der Rechtsanwaltskammer 
Bamberg, drei Mitglieder der Steuerberater-
kammer München, drei Mitglieder der Steuer-
beraterkammer Nürnberg und ein Mitglied der 
Patentanwaltskammer. 2Selbstä ndige und 
angestellte Mitglieder der Versorgungsanstalt 
sollen jeweils angemessen vertreten sein. 3Für 
jede der von den Berufskammern gestellten 
Gruppen von Verwaltungsratsmitgliedern wer-
den Stellvertreter berufen, deren Anzahl je-
weils der nach oben gerundeten Hä lfte der 
nach den Sä tzen 1 und 2 zu entsendenden 
Verwaltungsratsmitglieder entspricht; jeweils 
werden mindestens drei Stellvertreter berufen. 
4Bei der Berufung wird eine Reihenfolge der 
Stellvertretung bindend festgelegt. 5Satz 2 gilt 
für die Stellvertreter entsprechend mit der 
Maßgabe, dass die Reihenfolge der Stellver-
tretung auch für Gruppierungen im Sinn dieser 
Bestimmung festgelegt werden kann. 6Die 
Mitglieder des Verwaltungsrats und ihre Stell-
vertreter müssen der Versorgungsanstalt an-
gehö ren. 
 
(2) 1Die Mitglieder des Verwaltungsrats und 
ihre Stellvertreter in ihrer Reihung werden auf 
Vorschlag der Vorstä nde der Berufskammern 
durch das Staatsministerium des Innern für 
jeweils vier Geschä ftsjahre berufen. 2Der Ver-
waltungsrat nimmt seine Aufgaben über den 
Ablauf seiner Amtszeit hinaus bis zu seiner 
Neubildung, lä ngstens zwö lf Monate, wahr. 
 
(3) 1Ein Mitglied des Verwaltungsrats oder ein 
Stellvertreter wird durch das Staatsministerium 
des Innern abberufen, wenn seine Zugehö rig-
keit zur Versorgungsanstalt endet. 2Der Vor-
stand der zustä ndigen Berufskammer kann die 
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Abberufung verlangen, wenn die Kammerzu-
gehö rigkeit eines Mitglieds oder eines Stellver-
treters oder die Zugehö rigkeit zu einer Gruppe 
nach Absatz 1 Satz 2 endet, für welche die 
Berufung erfolgte. 3Im Falle einer Abberufung 
rücken für den Rest der Amtsdauer des Ver-
waltungsrats die Stellvertreter in der festgeleg-
ten Reihenfolge nach. 4Für die aufgrund des 
Nachrückens unbesetzte Stelle erfolgt für die 
restliche Amtsdauer eine Nachberufung nur 
dann, wenn ohne sie die Vertretung nicht mehr 
auf Dauer gewä hrleistet wä re. 5Bei Verhinde-
rung eines Mitglieds des Verwaltungsrats tritt 
ein Stellvertreter nach der festgelegten Rei-
henfolge an seine Stelle. 
 
(4) Der Verwaltungsrat wä hlt aus seiner Mitte 
den Vorsitzenden sowie dessen ersten und 
zweiten Stellvertreter; sie sollen jeweils ver-
schiedenen Berufskammern angehö ren. 
 
(5) Die Mitglieder des Verwaltungsrats und ihre 
Stellvertreter erhalten Ersatz der notwendigen 
Auslagen und eine Aufwandsentschä digung 
nach Maßgabe der Beschlüsse des Verwal-
tungsrats. 
 
 
 

§ 6 
Aufgaben des Verwaltungsrats 

(1) 1Der Verwaltungsrat ist das Beschlussorgan 
der Versorgungsanstalt. 2Er überwacht die 
Geschä ftsführung. 3Er bestimmt die Richtlinien 
der Versorgungspolitik und beschließt nach 
Maßgabe des Gesetzes über das ö ffentliche 
Versorgungswesen und der Satzung insbe-
sondere über 

1. die Satzung und deren Änderungen, 
2. den Lagebericht und den Jahresabschluss 

sowie die Entlastung der Geschä ftsführung, 
3. die Wirtschaftsplanung, 
4. die Anpassung von Versorgungsanrechten, 
5. den Abschluss von Überleitungsabkom-

men, 
6. die Zugehö rigkeit zu Verbä nden. 
 
(2) Der Verwaltungsrat kann Richtlinien aufstel-
len  

1. zur Anlage des Anstaltsvermö gens, 
2. für satzungsgemä ß vorgesehene freiwillige 

Leistungen, 
3. für Entscheidungen in Hä rtefä llen. 
 
(3) Folgende Maßnahmen der Geschä ftsfüh-
rung sind an eine Zustimmung des Verwal-
tungsrats gebunden: 

1. Erwerb, Bebauung und Verä ußerung von 
Grundstücken, 

2. Aufnahme langfristiger Darlehen, 
3. Beteiligung an Unternehmen. 
 
(4) 1Der Verwaltungsrat gibt sich eine Ge-
schä ftsordnung. 2Er beschließt ferner über 

1. die Besetzung des Verwaltungsausschus-
ses, die Bildung weiterer Ausschüsse für 
besondere Aufgaben und über Geschä fts-
ordnungen für die Ausschüsse, 

2. die Aufwandsentschä digung und den Er-
satz notwendiger Auslagen nach §  5 
Abs. 5. 

3Der Verwaltungsrat kann einzelne seiner Mit-
glieder ermä chtigen, Einsicht in die Geschä fts-
unterlagen der Versorgungsanstalt zu nehmen. 
 
 
 

§ 7 
Geschäftsgang des Verwaltungsrats 

(1) 1Der Vorsitzende lä dt zu den Sitzungen ein 
und leitet sie. 2Die Ladungsfrist beträ gt zwei 
Wochen. 3Die Versorgungskammer bereitet im 
Auftrag des Verwaltungsrats die Sitzungen vor; 
die Tagesordnung ist im Einvernehmen mit 
dem Vorsitzenden festzulegen. 4Die Versor-
gungskammer nimmt an den Sitzungen teil; sie 
kann Anträ ge stellen und zu allen Tagesord-
nungspunkten Stellung nehmen. 
 
(2) 1Der Verwaltungsrat ist mindestens einmal 
jä hrlich einzuberufen. 2Er ist außerdem inner-
halb einer angemessenen Frist einzuberufen, 
wenn mindestens ein Drittel seiner Mitglieder 
oder die Versorgungskammer dies schriftlich 
unter Angabe des zu behandelnden Gegen-
standes verlangen. 
 
(3) 1Der Verwaltungsrat ist beschlussfä hig, 
wenn alle Mitglieder schriftlich, im Verhinde-
rungsfall ihre Stellvertreter, eingeladen wurden 
und mindestens zwei Drittel der Stimmberech-
tigten anwesend sind. 2Er beschließt mit einfa-
cher Stimmenmehrheit der anwesenden 
Stimmberechtigten. 3In den Fä llen des §  6 
Abs. 1 Satz 3 Nrn. 1 und 4 bedarf es der Zu-
stimmung von mindestens zwei Dritteln der 
Stimmberechtigten. 4Für Wahlen gilt Art. 92 
Abs. 1 und 2 des BayVwVfG in seiner jeweili-
gen Fassung; die Geschä ftsordnung kann 
ergä nzende Bestimmungen treffen. 
 
(4) 1Der Vorsitzende kann schriftlich abstim-
men lassen. 2Die Abstimmung im schriftlichen 
Verfahren unterbleibt, wenn dies mindestens 
ein Drittel der Stimmberechtigten oder die Ver-
sorgungskammer beantragen, es sei denn, der 
Verwaltungsrat hat in seiner Sitzung die schrift-
liche Abstimmung beschlossen. 
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§ 8 
Der Verwaltungsausschuss 

(1) Der Verwaltungsrat wä hlt für die Dauer 
seiner Amtsperiode aus seiner Mitte einen 
Verwaltungsausschuss und gibt ihm eine Ge-
schä ftsordnung. 
 
(2) 1Der Verwaltungsausschuss besteht aus 
sieben Mitgliedern; davon gehö ren zwei Mit-
glieder der Rechtsanwaltskammer München 
und je ein Mitglied den anderen Berufskam-
mern an. 2§  5 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
3Für jedes Mitglied wird ein Stellvertreter ge-
wä hlt. 4Mit dem Ausscheiden aus dem Verwal-
tungsrat endet auch die Mitgliedschaft im Ver-
waltungsausschuss. 
 
(3) §  5 Abs. 2 Satz 2, Absatz 3 Sä tze 3 bis 5, 
Absatz 4 und Absatz 5 sowie §  7 Abs. 1 Sä tze 
1, 3 und 4, Absatz 2, Absatz 3 Sä tze 1, 2 und 4 
sowie Absatz 4 gelten mit der Maßgabe ent-
sprechend, dass beim Ausscheiden eines Mit-
glieds oder Stellvertreters für den Rest der 
Amtsperiode in der nä chsten Sitzung des Ver-
waltungsrats eine Nachwahl durchzuführen ist. 
 
 
 

§ 9 
Aufgaben des 

Verwaltungsausschusses 

(1) 1Der Verwaltungsausschuss berä t die Ent-
scheidungen des Verwaltungsrats vor. 2Er 
kann Beschlussempfehlungen aussprechen.  
 
(2) Der Verwaltungsausschuss nimmt anstelle 
des Verwaltungsrats die in §  6 Abs. 3 Nr. 1 
genannten Befugnisse bei Erwerb, Bebauung 
und Verä ußerung von Grundstücken wahr. 
 
(3) 1Der Verwaltungsausschuss unterstützt den 
Verwaltungsrat bei der Überwachung der Ge-
schä ftsführung der Versorgungskammer. 2Ihm 
obliegt insbesondere die Vorprüfung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichts. 3§  6 
Abs. 4 Satz 3 gilt entsprechend. 
 
 
 

§ 10 
Die Versorgungskammer 

Die Versorgungskammer führt als gemeinsa-
mes Geschä ftsführungsorgan der bei ihr be-
stehenden Versorgungsanstalten nach Art. 6 
VersoG die Geschä fte der Bayerischen 
Rechtsanwalts- und Steuerberaterversorgung 
und vertritt sie gerichtlich und außergerichtlich. 

§ 11 
Der Kammerrat 

(1) 1Bei der Versorgungskammer besteht nach 
Art. 8 VersoG ein Kammerrat. 2Für die Versor-
gungsanstalt ist ein aus der Mitte des Verwal-
tungsrats gewä hlter Vertreter Mitglied des 
Kammerrats; der Vertreter erhä lt einen oder 
mehrere Stellvertreter. 3Der Verwaltungsrat 
kann den Vertreter oder einen Stellvertreter 
abberufen, wenn dessen Mitgliedschaft im 
Verwaltungsrat endet. 
 
(2) 1Der Kammerrat wirkt nach Maßgabe von 
Art. 8 Abs. 2 VersoG in folgenden gemeinsa-
men Geschä ftsführungsangelegenheiten der 
von der Versorgungskammer verwalteten Ver-
sorgungsanstalten beratend mit: 

1. Änderungen der Rechtsverordnung des 
Staatsministeriums des Innern nach Art. 6 
Abs. 3 Satz 6 VersoG über die Einrichtung 
der Versorgungskammer, 

2. Bestellung des Wirtschaftprüfers, 
3. Aufstellung der Wirtschaftsplanung für die 

gemeinsamen Dienste und von Grundsä t-
zen für die Verteilung der Kosten für die 
gemeinsamen Dienste,  

4. Übernahme der Geschä ftsführung oder 
Verwaltung anderer Versorgungswerke, 

5. wichtige Investitionsentscheidungen für die 
gemeinsamen Dienste,  

6. Aufstellung von Grundsä tzen zur Personal-
bewirtschaftung und Entwicklung von Per-
sonalkonzepten, insbesondere zur Vergü-
tung, 

7. Aufstellung des Stellenplans nach Art. 6 
Abs. 7 VersoG. 

2Der Kammerrat kann Empfehlungen ausspre-
chen. 
 
 
 

§ 12 
Aufbringung und Verwendung der 

Mittel; 
versicherungstechnischer Geschäfts- 

plan 

(1) 1Die Mittel der Versorgungsanstalt werden 
durch Beiträ ge und freiwillige Mehrzahlungen 
der Mitglieder sowie durch Erträ ge aus Kapi-
talanlagen und sonstige Erträ ge aufgebracht. 
2Die Mittel und das Vermö gen der Versor-
gungsanstalt dürfen nur zur Erfüllung ihres 
Versorgungsauftrags verwendet werden. 
3Soweit die Einnahmen eines Geschä ftsjahres 
nicht nach Satz 2 verwendet werden, sind sie 
den nach allgemeinen Bilanzgrundsä tzen so-
wie nach dem versicherungstechnischen Ge-
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schä ftsplan zu bildenden Rückstellungen und 
sonstigen Reserven zuzuführen. 
 
(2) 1Für die Versorgungsanstalt ist ein versi-
cherungstechnischer Geschä ftsplan aufzustel-
len, der die dauernde Erfüllbarkeit der Versor-
gungsverpflichtungen sicherstellt. 2Er bedarf 
der Genehmigung durch die Versicherungs-
aufsichtsbehö rde. 
 
(3) Die Versorgungskammer berichtet dem 
Verwaltungsrat jä hrlich über die versicherungs-
technische Lage. 
 
(4) Für die Anlage der Mittel gelten die gesetz-
lichen Vorschriften, die danach erlassenen 
Anordnungen der Versicherungsaufsichtsbe-
hö rde und der versicherungstechnische Ge-
schä ftsplan mit den hierzu abgegebenen ge-
schä ftsplanmä ßigen Erklä rungen. 
 
 
 

§ 13 
Wirtschaftsplanung 

(1) Die Versorgungskammer stellt für die Ver-
sorgungsanstalt eine Plan/Gewinn- und Ver-
lustrechnung (Wirtschaftsplanung) für das 
jeweilige Geschä ftsjahr auf; dabei ist die Wirt-
schaftsplanung für die gemeinsamen Dienste 
zu berücksichtigen. 
 
(2) Die Wirtschaftsplanung ist Grundlage für 
die Wirtschaftsführung der Versorgungsanstalt. 
 
(3) Die Versorgungskammer legt die Wirt-
schaftsplanung rechtzeitig vor Beginn des 
neuen Geschä ftsjahres dem Verwaltungsrat 
zur Beschlussfassung vor. 
 
 
 

§ 14 
Rechnungslegung, Geschäftsjahr 

(1) 1Die Versorgungskammer stellt nach den 
jeweils geltenden Vorschriften zur Rechnungs-
legung für jedes Geschä ftsjahr den Jahresab-
schluss sowie den Lagebericht auf und legt sie 
nach Prüfung durch den Abschlussprüfer dem 
Verwaltungsrat zur Beschlussfassung vor. 2Der 
vom Verwaltungsrat festgestellte Jahresab-
schluss ist nach Maßgabe der Vorschriften zur 
Rechnungslegung bekannt zu machen.  
 
(2) Die Versorgungskammer gibt unverzüglich 
nach der Feststellung des Jahresabschlusses 
durch den Verwaltungsrat in geeigneter Weise 
bekannt, dass jedes Mitglied auf Verlangen ein 

Exemplar des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts übermittelt erhä lt.  
 
(3) Geschä ftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 
 
 
 
 

ABSCHNITT II 

Mitgliedschaft 

§ 15 
Pflichtmitgliedschaft 

(1) Pflichtmitglieder der Versorgungsanstalt 
sind alle nicht berufsunfä higen natürlichen 
Personen, die  

1. Mitglieder der Rechtsanwalts- und Steuer-
beraterkammern in Bayern sind, 

2. Mitglieder der Patentanwaltskammer sind 
und einen Kanzleisitz in Bayern eingerichtet 
haben.  

 
(2) Von der Pflichtmitgliedschaft ist ausge-
nommen, wer 

1. bei Beginn der Mitgliedschaft in einer Be-
rufskammer in Bayern oder 

2. als Patentanwalt bei Einrichtung eines 
Kanzleisitzes in Bayern oder 

3. an dem Tag, an dem eine Befreiung von 
der Pflichtmitgliedschaft unwirksam gewor-
den ist, 

die Altersgrenze für das obligatorische Alters-
ruhegeld erreicht hat. 
 
(3) 1Die Pflichtmitgliedschaft beginnt mit dem 
Tag, an dem ihre Voraussetzungen eingetreten 
sind. 2Sie endet mit dem Wegfall ihrer Voraus-
setzungen oder mit dem Wirksamwerden einer 
Befreiung. 3Die Mitgliedschaft endet jedoch 
nicht mit dem Eintritt des Versorgungsfalls. 
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§ 16 
Befreiung von der Pflichtmitgliedschaft 

(1) Von der Pflichtmitgliedschaft wird auf 
schriftlichen Antrag befreit, wer 

1. nach §  5 Abs. 1 SGB VI versicherungsfrei 
ist; 

2. ein ö ffentliches Amt innehat, ohne in das 
Beamtenverhä ltnis berufen zu sein, und 
aufgrund dieses Amtes gesetzlichen An-
spruch auf Alters- und Hinterbliebenenver-
sorgung hat; 

3. seine anwaltliche Tä tigkeit außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland ausübt und 
von der Kanzleipflicht im Inland befreit ist; 

4. als Steuerberater oder Steuerbevollmä ch-
tigter sich ausschließlich und auf Dauer au-
ßerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
beruflich betä tigt; 

5. die Pflichtmitgliedschaft in einer außerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland bestehen-
den, durch Gesetz angeordneten Versor-
gungseinrichtung beibehalten oder neu be-
gründen muss; 

6. aufgrund staatsvertraglicher Regelung 
Pflichtmitglied des Versorgungswerks der 
Wirtschaftsprüfer und der vereidigten 
Buchprüfer im Lande Nordrhein-Westfalen 
ist; dies gilt nicht, solange Mitgliedschaft in 
einer Rechtsanwaltskammer im Freistaat 
Bayern besteht; 

7. bei Beginn der Mitgliedschaft in der Versor-
gungsanstalt Pflichtmitglied einer anderen 
ö ffentlich-rechtlichen berufsstä ndischen 
Versorgungseinrichtung ist und zu dieser 
Pflichtbeiträ ge aus seinem gesamten beruf-
lichen Einkommen entrichtet.  

 
(2) 1Die Befreiung wirkt vom Vorliegen ihrer 
Voraussetzungen an, wenn der Antrag inner-
halb von sechs Monaten gestellt wird, sonst 
vom Eingang des Antrags an. 2Mit dem Weg-
fall ihrer Voraussetzungen entsteht Pflichtmit-
gliedschaft nach Maßgabe des §  15. 
 
(3) Wer befreit worden ist, hat eine Änderung 
der für die Befreiung maßgeblichen tatsä chli-
chen Verhä ltnisse der Versorgungsanstalt 
unverzüglich anzuzeigen. 
 
 
 

§ 17 
Freiwillige Mitgliedschaft 

(1) 1Eine nicht aufgrund von §  16 beendete 
Pflichtmitgliedschaft wird auf Antrag als freiwil-
lige Mitgliedschaft fortgesetzt. 2Der Antrag ist 
innerhalb von drei Monaten seit Zugang der 
Mitteilung über das Ende der Pflichtmitglied-
schaft zu stellen. 3Er kann in sinngemä ßer 

Anwendung des Absatzes 4 abgelehnt werden. 
4Die Fortsetzung der Mitgliedschaft ist ausge-
schlossen, wenn für das Mitglied im Zeitpunkt 
der Entscheidung über den Antrag eine Mit-
gliedschaft bei einer anderen berufsstä ndi-
schen Versorgungseinrichtung besteht. 
 
(2) 1Für freiwillige Mitglieder gelten die gleichen 
Rechte und Pflichten wie für Pflichtmitglieder. 
2Eintritt oder Wegfall von Berufsunfä higkeit 
beurteilt sich jedoch ausschließlich nach der 
Erwerbsfä higkeit in den rechts- oder steuerbe-
ratenden Berufen oder im Beruf des Patentan-
walts (§  29 Abs. 1). 
 
(3) Die freiwillige Mitgliedschaft endet 

1. mit Wiedereintritt der Voraussetzungen für 
die Pflichtmitgliedschaft; 

2. durch schriftliche Austrittserklä rung des 
Mitglieds mit Ablauf des Kalendermonats, in 
dem die Erklä rung eingegangen ist; 

3. durch Ausschluss aus der Versorgungsan-
stalt mit Ablauf des Kalendermonats, in 
dem die Entscheidung über den Ausschluss 
zugestellt worden ist; 

4. durch Begründung einer Mitgliedschaft im 
Sinn von Absatz 1 Satz 4. 

 
(4) Ein Ausschluss (Absatz 3 Nr. 3) kann ver-
fügt werden, wenn das Mitglied mit der Bei-
tragszahlung im Verzug ist, eine schriftlich 
bestimmte, angemessene Zahlungsfrist erfolg-
los abgelaufen ist und dem Mitglied für diesen 
Fall der Ausschluss angekündigt worden ist. 
 
(5) Änderungen der für die Begründung der 
freiwilligen Mitgliedschaft maßgeblichen Ver-
hä ltnisse hat das Mitglied der Versorgungsan-
stalt unverzüglich anzuzeigen. 
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ABSCHNITT III 

Versorgungsabgaben 

§ 18 
Beitragspflicht 

1Für die Zeit der Mitgliedschaft sind Beiträ ge 
zu entrichten. 2Beiträ ge kö nnen nicht entrichtet 
werden  

1. nach dem Ende der Mitgliedschaft;  
2. nach dem Eintritt des Versorgungsfalls 

(§ §  28 bis 30);  
3. nach Ablauf von fünf Kalenderjahren nach 

ihrer Fä lligkeit.  
3Satz 2 gilt nicht für Beiträ ge, die von zur Zah-
lung verpflichteten Dritten oder aus fortgezahl-
tem beitragspflichtigen Arbeitsentgelt entrichtet 
werden.  
 
 
 

§ 19 
Hö he der Beiträge 

(1)1Von den Mitgliedern wird ein Beitrag in 
Hö he eines Beitragssatzes aus dem monatli-
chen oder tä glichen beitragspflichtigen Ein-
kommen erhoben. 2Das beitragspflichtige Ein-
kommen ist in Hö he der Beitragsbemessungs-
grenze zugrunde zu legen, wenn nicht ein 
niedrigeres Einkommen nachgewiesen wird; 
Hö chstbeitrag ist der Hö chstbeitrag zur gesetz-
lichen Rentenversicherung. 3Beitragssatz und 
Beitragsbemessungsgrenze bestimmen sich 
nach den für die gesetzliche Rentenversiche-
rung geltenden Vorschriften. 4Mindestens ist 
ein Fünftel des Hö chstbeitrags zu entrichten 
(Grundbeitrag). 
 
(2) 1Beitragspflichtige Einkommen sind 

1. die positiven Einkünfte aus selbstä ndiger 
Arbeit in der Hö he, in der sie der Besteue-
rung zugrundegelegt worden sind; maßge-
bend sind die Einkünfte des jeweils vorletz-
ten Kalenderjahres. Für den in §  20 Abs. 1 
Satz 1 genannten Zeitraum sind die Ein-
künfte des ersten Kalenderjahres maßge-
bend; 

2. das entsprechend dem Recht der gesetzli-
chen Rentenversicherung beitragspflichtige 
Arbeitsentgelt für Tä tigkeiten, auf die sich 
eine Befreiung von der Versicherungspflicht 
in der gesetzlichen Rentenversicherung 
nach §  6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder Absatz 5 
SGB VI erstreckt. 

2Die Einnahmen von Mitgliedern aus nicht 
rentenversicherungspflichtigen Organtä tigkei-

ten in berufsrechtlich zulä ssigen Zusammen-
schlüssen sind wie Arbeitsentgelt, der Gewinn 
aus Gesellschafteranteilen wie Einkünfte aus 
selbstä ndiger Arbeit beitragspflichtig; Absatz 5 
Satz 1 ist insoweit nicht anwendbar. 
 
(3) 1Jedes Mitglied gilt vom Beginn der Mit-
gliedschaft an als beruflich tä tig im Sinn der 
vorstehenden Bestimmungen. 2Das Mitglied ist 
selbstä ndig tä tig, sofern es nicht ausschließlich 
in einem Angestelltenverhä ltnis beschä ftigt ist. 
3Die monatlichen oder tä glichen Einkünfte aus 
selbstä ndiger Tä tigkeit werden zeitanteilig aus 
den Jahreseinkünften errechnet. 
 
(4) Als beitragspflichtige Einkommen gelten 
ferner 

1. bei Mitgliedern, die Arbeitslosengeld, Ar-
beitslosengeld II, Unterhaltsgeld oder Ü -
bergangsgeld beziehen, die entsprechend 
dem Recht der gesetzlichen Rentenversi-
cherung beitragspflichtigen Einnahmen die-
ses Personenkreises, sofern sie von der 
Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung nach §  6 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 oder Abs. 1 b SGB VI befreit sind; 

2. das vom Arbeitgeber der Beitragsentrich-
tung nach §  14 a Abs. 2 des Arbeitsplatz-
schutzgesetzes zugrunde zu legende Ar-
beitsentgelt; 

3. bei Mitgliedern, die Anspruch auf Beitrags-
erstattung nach §  14 b des Arbeitsplatz-
schutzgesetzes haben, die entsprechend 
dem Recht der gesetzlichen Rentenversi-
cherung beitragspflichtigen Einnahmen die-
ses Personenkreises oder, wenn Pflichtver-
sicherung in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung besteht, ein Betrag in Hö he von 
40 v. H. der Beitragsbemessungsgrenze; 

4. die von Zahlungspflichtigen im Sinn des 
§  44 Abs. 2 SGB XI der Beitragsleistung 
zugrunde zu legenden Einnahmen. 

 
(5) 1Neben Einkünften im Sinn des Absatzes 2 
Satz 1 Nr. 2 sind nicht auch solche nach 
Nummer 1 beitragspflichtig. 2Ist das Mitglied 
von der Versicherungspflicht in der gesetzli-
chen Rentenversicherung nicht befreit, so sind 
beitragspflichtig nur die Einkünfte im Sinn des 
Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1. 
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§ 20 
Ermäß igter Beitrag 

(1) 1Auf Antrag wird bis zum Ablauf von vier 
Kalenderjahren wahlweise nach Beginn der 
Berufszugehö rigkeit als Selbstä ndiger oder 
nach Erö ffnung einer eigenen Kanzlei ohne 
Einkommensnachweis der Grundbeitrag (§  19 
Abs. 1 Satz 4) erhoben. 2Der Antrag kann nur 
binnen Monatsfrist nach Abschluss des Fest-
setzungsverfahrens für den Zeitraum gestellt 
werden, für den die Ermä ßigung gelten soll. 
3Die Ermä ßigung wird nur einmal gewä hrt. 
 
(2) 1Auf Antrag wird ein Mindestbeitrag in Hö he 
von einem Achtel des Hö chstbeitrags von Mit-
gliedern erhoben, die 

1. als Selbstä ndige auf Antrag in der gesetzli-
chen Rentenversicherung pflichtversichert 
sind, wenn die Versicherungspflicht vor Be-
ginn der Mitgliedschaft eingetreten ist; 

2. ihren rechts- oder steuerberatenden Beruf 
im Angestelltenverhä ltnis ausüben und 
nicht nach §  6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI 
von der Versicherungspflicht befreit sind; 

3. nach §  16 Abs. 1 von der Mitgliedschaft 
befreit werden kö nnen; 

4. zur Vermeidung von Hä rten von der Kanz-
leipflicht befreit sind oder ihren Beruf auf-
grund gesetzlichen oder gerichtlichen Ver-
bots nicht ausüben; 

5. wä hrend des der Dauer eines gesetzlichen 
Beschä ftigungsverbots vor der Entbindung 
entsprechenden Zeitraums nicht erwerbstä -
tig sind; 

6. wä hrend eines Zeitraums von bis zu drei 
Jahren nach einer Entbindung wegen 
Betreuung des Kindes keine oder keine vol-
le Erwerbstä tigkeit (§  2 BErzGG) ausüben; 
§  33 Abs. 4 Satz 5 gilt entsprechend; 

7. wegen Krankheit arbeitsunfä hig sind, ohne 
dass Ruhegeld bei Berufsunfä higkeit ge-
wä hrt wird. Die Ermä ßigung wird mit Beginn 
des fünften Kalendermonats der Arbeitsun-
fä higkeit wirksam; 

8. die Mitgliedschaft freiwillig fortsetzen, wenn 
eine Erwerbstä tigkeit nicht ausgeübt wird. 

2In den Fä llen des Satzes 1 Nrn. 4 und 6 be-
steht Beitragspflicht nach §  19, wenn eine 
Tä tigkeit ausgeübt wird, die ohne Befreiung 
nach §  6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder Abs. 1 b 
SGB VI in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung versicherungspflichtig wä re. 
 
(3) 1Auf Antrag wird der Mindestbeitrag in den 
Fä llen des Absatzes 2 Satz 1 Nrn. 3 bis 8 auf 
die Hä lfte ermä ßigt. 2In den Fä llen des Absat-
zes 2 Satz 1 Nrn. 5 und 6 wird auf Antrag von 
der Beitragserhebung abgesehen. 

§ 21 
Nachweis des beitragspflichtigen 

Einkommens; 
vorläufige Beitragsfestsetzung 

(1) 1Das beitragspflichtige Einkommen ist 
durch den Einkommensteuer- oder Gewinn-
feststellungsbescheid oder eine Entgeltbe-
scheinigung des Arbeitgebers für den für die 
Beitragserhebung maßgeblichen Zeitraum 
nachzuweisen. 2Nachträ gliche Berichtigungen 
der Bescheide oder Bescheinigungen sind 
vorzulegen. 
 
(2) 1Solange ein Nachweis nach Absatz 1 nicht 
vorliegt, werden die Beiträ ge aufgrund der 
zuletzt maßgebenden oder der voraussichtli-
chen Bemessungsgrundlage vorlä ufig erho-
ben. 2Entzieht sich das Mitglied der Mitwirkung 
bei der Beitragsbestimmung, so wird gemä ß 
§  19 Abs. 1 Satz 2 der Hö chstbeitrag festge-
setzt, wenn das Mitglied trotz eines Hinweises 
auf diese Rechtslage binnen angemessener 
Frist keine ausreichenden Angaben macht. 
 
 
 

§ 22 
Fälligkeit und Tilgung der Beiträge und  

Nebenforderungen 

(1) 1Künftig wiederkehrende Beiträ ge werden 
jeweils am Monatsende zur Zahlung fä llig. 
2Beitragsnachforderungen oder Beitragserstat-
tungen für die Vergangenheit werden am Ende 
des auf die Bekanntgabe des Beitragsbe-
scheids folgenden Kalendermonats fä llig. 3Die 
Beiträ ge werden im Bankeinzugsverfahren 
erhoben; bei Nichtteilnahme kann für jede 
Überweisung eine Gebühr erhoben werden. 
 
(2) 1Werden nicht rechtzeitig entrichtete Beiträ -
ge angemahnt, so kann eine Mahngebühr in 
Hö he von 5 EURO erhoben werden. 2Für Bei-
trä ge, die lä nger als drei Monate fä llig sind, 
kann ein Sä umniszuschlag von 1 v. H. für je-
den angefangenen Kalendermonat seit deren 
Fä lligkeit erhoben werden. 
 
(3) 1Beiträ ge und Nebenforderungen kö nnen 
gestundet werden, wenn die sofortige Einzie-
hung mit erheblichen Hä rten für das Mitglied 
verbunden wä re und die Erfüllung der Forde-
rung durch die Stundung nicht gefä hrdet wird. 
2Die Stundung soll gegen angemessene Ver-
zinsung gewä hrt werden. 3§  32 Abs. 2 Satz 1 
bleibt unberührt. 
 
(4) 1Eingehende Zahlungen werden zunä chst 
auf die Kosten, sodann nacheinander auf die 
Mahngebühren, Sä umniszuschlä ge und Zinsen 
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und zuletzt auf die Beitragsforderung ange-
rechnet. 2Innerhalb dieser Reihenfolge wird die 
jeweils ä lteste Schuld zuerst getilgt. 3Für den 
Fall der Stundung oder der Zwangsvollstre-
ckung kann eine abweichende Tilgungsreihen-
folge bestimmt werden. 4Bis zum Ende der 
Mitgliedschaft nicht gezahlte Nebenforderun-
gen werden nach erfolglosem Ablauf einer 
dem ehemaligen Mitglied gesetzten angemes-
senen Zahlungsfrist mit den zuletzt entrichte-
ten Beiträ gen oder freiwilligen Mehrzahlungen 
zu Lasten der Versorgungsanwartschaft ver-
rechnet. 
 
 
 

§ 23 
Freiwillige Mehrzahlungen 

(1) 1Freiwilige Mehrzahlungen kö nnen für jedes 
begonnene Kalenderjahr der Mitgliedschaft 
geleistet werden, soweit sie zusammen mit 
den für dasselbe Kalenderjahr zu entrichten-
den Beiträ gen den 2,5fachen Betrag des jä hrli-
chen Hö chstbeitrags nicht überschreiten. 2Sie 
sind nach Bestimmung des Mitglieds auf nach-
trä glich erhobene Beiträ ge für das Kalender-
jahr, in dem sie geleistet werden, oder diesem 
vorausgegangene Zeiträ ume anzurechnen. 3Im 
übrigen ist eine Anrechnung auf Beiträ ge nicht 
zulä ssig. 
 
(2) Freiwillige Mehrzahlungen kö nnen nicht 
geleistet werden 

1. nach Eintritt von Berufsunfä higkeit, 
2. nach dem Beginn des Altersruhegelds, 
3. für Zeiten des Bezugs von Versorgungsleis-

tungen, 
4. für Zeiten, die dem letzten abgelaufenen 

Kalenderjahr vorangegangen sind; wä hrend 
der Aufschubzeit (§  28 Abs. 2) kö nnen frei-
willige Mehrzahlungen nur für das jeweils 
laufende Kalenderjahr geleistet werden. 

 
 
 

§ 24 
Nachversicherung 

(1) 1Wer nach §  8 Abs. 2 SGB VI nachzuversi-
chern ist, kann nach Maßgabe des §  186 
SGB VI beantragen, dass die Beiträ ge an die 
Versorgungsanstalt zu zahlen sind. 2Voraus-
setzung ist, dass der Nachzuversichernde bei 
Aufnahme der versicherungsfreien Beschä fti-
gung das 45. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hatte, wenn er nicht bereits vorher Mitglied der 
Versorgungsanstalt war. 3Der Eintritt des Ver-
sorgungsfalles steht der Nachversicherung 
nicht entgegen. 
 

(2) Das Antragsrecht steht nacheinander auch 
dem überlebenden Ehegatten, den Vollwaisen 
gemeinsam oder früheren Ehegatten zu. 
 
(3) 1Die Versorgungsanstalt behandelt für die 
einzelnen Jahre des Nachversicherungszeit-
raums jeweils den Betrag als rechtzeitig ent-
richteten Beitrag, der sich ergibt, wenn auf das 
gemä ß §  181 Abs. 2 und 3 SGB VI nachzuver-
sichernde Arbeitsentgelt der für die Nachversi-
cherung maßgebliche Beitragssatz angewen-
det wird. 2Für die Bewertung der Beiträ ge gilt 
die ihrer zeitlichen Zuordnung nach Satz 1 
entsprechende Fassung der Satzung. 
3Wä hrend der Nachversicherungszeit an die 
Versorgungsanstalt aufgrund der versiche-
rungsfreien Beschä ftigung entrichtete Beiträ ge 
gelten als freiwillige Mehrzahlungen oder wer-
den auf Antrag ohne Zinsen erstattet. 
 
(4) Der Nachversicherungszeitraum gilt als Zeit 
der Mitgliedschaft. 
 
 
 

§ 25 
Rechtsverhältnisse nach Ende der 

Mitgliedschaft 

Endet die Mitgliedschaft bei der Versorgungs-
anstalt, so bleibt die wä hrend der Mitglied-
schaft erworbene Anwartschaft auf Versorgung 
nach Maßgabe des §  31 aufrechterhalten, es 
sei denn, dass die Beiträ ge nach Maßgabe des 
§  26 auf eine andere Versorgungseinrichtung 
übergeleitet werden. 
 
 
 

§ 26 
Überleitung von Beiträgen 

(1) 1Nach Ende der Mitgliedschaft bei der Ver-
sorgungsanstalt kann das ehemalige Mitglied 
die Überleitung der geleisteten Beiträ ge und 
freiwilligen Mehrzahlungen an eine andere 
Versorgungseinrichtung beantragen, in der es 
Mitglied ist. 2Versorgungseinrichtungen, an die 
Beiträ ge übergeleitet werden kö nnen, sind 
außer deutschen berufsstä ndischen Versor-
gungswerken auch Versorgungseinrichtungen 
im Sinn des §  16 Abs. 1 Nr. 5 sowie Einrich-
tungen übernationaler Versorgungsträ ger. 
 
(2) 1Bleibt die Mitgliedschaft bei der Versor-
gungsanstalt unter der Voraussetzung des 
§  16 Abs. 1 Nr. 6 Halbsatz 2 bestehen, so 
kann abweichend von Absatz 1 Satz 1 nach 
Maßgabe einer Überleitungs-Vereinbarung die 
Überleitung des auf die Tä tigkeit als Steuerbe-
rater oder Steuerbevollmä chtigter entfallenden 
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Teils der geleisteten Beiträ ge beantragt wer-
den. 2Über Verbleib oder Überleitung freiwilli-
ger Mehrzahlungen kann das Mitglied geson-
dert bestimmen. 
 
(3) 1Nä here Bestimmungen über die Voraus-
setzungen, das Ausmaß und die Durchführung 
der Beitragsüberleitung werden jeweils durch 
Überleitungs-Vereinbarung mit den in Absatz 1 
genannten Einrichtungen getroffen. 2Die Über-
leitungs-Vereinbarung legt insbesondere fest, 
innerhalb welcher Frist nach Entstehen der 
neuen Mitgliedschaft der Antrag nach Absatz 1 
gestellt werden kann. 3Besteht keine Vereinba-
rung, so ist die Versorgungsanstalt nur dann 
zur Überleitung verpflichtet, wenn die aufneh-
mende Einrichtung die Beiträ ge zu den von der 
Versorgungsanstalt üblicherweise vereinbarten 
Bedingungen annimmt. 
 
(4) 1Die Versorgungsanstalt nimmt Beiträ ge an, 
die auf Antrag des Mitglieds von einer der in 
Absatz 1 genannten Einrichtungen übergeleitet 
werden. 2Absatz 3 gilt sinngemä ß. 3Mit der 
Überleitung werden Anwartschaften in gleicher 
Hö he begründet, wie sie entstanden wä ren, 
wenn die bei der bisherigen Versorgungsein-
richtung geleisteten Beiträ ge zeitgleich zur 
Versorgungsanstalt entrichtet worden wä ren. 
 
 
 
 
 
 

ABSCHNITT IV 

Leistungen 

§ 27 
Versorgungsleistungen 

(1) Die Versorgungsanstalt gewä hrt Versor-
gung durch Pflichtleistungen und freiwillige 
Leistungen.  
 
(2) 1Die Mitglieder haben Rechtsanspruch auf 
folgende Pflichtleistungen: 

1. Altersruhegeld (§  28), 
2. Ruhegeld bei Berufsunfä higkeit (§  29), 
3. vorgezogenes Altersruhegeld (§  30). 
2Ruhegeldempfä nger, die nicht mehr Mitglieder 
sind, behalten ihre Ansprüche gegenüber der 
Versorgungsanstalt. 

(3) Die Hinterbliebenen von Mitgliedern oder 
von Leistungsempfä ngern nach Absatz 2 ha-
ben Rechtsanspruch auf folgende Pflichtleis-
tungen: 
1. Sterbegeld (§  35), 
2. Witwen- oder Witwergeld (§  36 Abs. 1), 
3. Waisengeld (§  36 Abs. 4). 
 
(4) Die Versorgungsanstalt gewä hrt ferner 
Pflichtleistungen in den Fä llen der § §  31 und 
37. 
 
(5) Als freiwillige Leistungen kö nnen nach 
Maßgabe des §  38 gewä hrt werden: 

1. Unterhaltsbeiträ ge an Waisen bei Be-
rufsausbildung oder dauernder Erwerbsun-
fä higkeit,  

2. Zuschüsse für Rehabilitationsmaßnahmen. 
 
(6) 1Für die laufenden Versorgungsleistungen 
beschließt der Verwaltungsrat jä hrlich Anpas-
sungen unter Berücksichtigung der allgemei-
nen wirtschaftlichen Entwicklung und der fi-
nanziellen Lage der Versorgungsanstalt. 2In 
diesem Rahmen kann der Verwaltungsrat wei-
tere Leistungsverbesserungen beschließen. 
 
(7) 1Zuerkannte freiwillige Leistungen stehen 
Pflichtleistungen gleich. 2Die Widerruflichkeit 
nach §  38 Abs. 3 bleibt unberührt. 
 
 
 

§ 28 
Anspruch auf Altersruhegeld 

(1) 1Anspruch auf Altersruhegeld besteht ab 
dem Ersten des Monats, der auf die Vollen-
dung des 63. Lebensjahres folgt. 2Die berufli-
che Tä tigkeit muss nicht aufgegeben werden. 
 
(2) 1Der Beginn des Altersruhegelds kann 
durch schriftliche Erklä rung gegenüber der 
Versorgungsanstalt jeweils um volle Jahre 
hinausgeschoben werden (Aufschubzeit), je-
doch lä ngstens bis zur Vollendung des 
70. Lebensjahres. 2Die Erklä rung kann jeder-
zeit schriftlich widerrufen werden. 3Im Fall des 
Widerrufs wird das gemä ß §  32 Abs. 3 erhö hte 
Ruhegeld mit dem auf den Eingang der Wider-
rufserklä rung folgenden Monatsersten zur 
Zahlung fä llig. 4Stirbt das Mitglied wä hrend der 
Aufschubzeit, so gilt für die Berechnung der 
Hinterbliebenenversorgung Satz 3 entspre-
chend. 5Sind bei Tod des Mitglieds wä hrend 
der Aufschubzeit anspruchsberechtigte Hinter-
bliebene nicht vorhanden, so gelten die 
Rechtsfolgen der Aufschuberklä rung mit Ablauf 
des dem Tod vorangegangenen Aufschubjah-
res als beendet. 
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(3) Der Ruhegeldanspruch endet mit Ablauf 
des Sterbemonats. 
 
 
 

§ 29 
Anspruch auf Ruhegeld bei 

Berufsunfähigkeit 

(1) 1Anspruch auf Ruhegeld bei Berufsunfä hig-
keit hat ein Mitglied, das vor Vollendung des 
60. Lebensjahres berufsunfä hig geworden ist, 
Antrag auf Ruhegeld stellt und die berufliche 
Tä tigkeit einstellt (Eintritt des Versorgungs-
falls); der Anspruch besteht ab dem Ersten des 
Monats, der auf den Eintritt des Versorgungs-
falles folgt. 2Berufsunfä hig ist ein Mitglied, das 
infolge von Krankheit oder anderen Gebrechen 
oder von Schwä che seiner kö rperlichen oder 
geistigen Krä fte außerstande ist, eine Erwerbs-
tä tigkeit in den rechts- oder steuerberatenden 
Berufen, im Beruf des Patentanwalts oder eine 
Tä tigkeit, die mit diesen Berufen vereinbar ist, 
auszuüben. 
 
(2) 1Bei dauernder Berufsunfä higkeit entsteht 
der Anspruch auf Ruhegeld mit Eintritt des 
Versorgungsfalls. 2Solange Berufsunfä higkeit 
nur als vorübergehend festgestellt ist, besteht 
nach Eintritt des Versorgungsfalls kein An-
spruch für die Dauer von vier Monaten nach 
Eintritt der Berufsunfä higkeit. 3Geht die vor-
übergehende in dauernde Berufsunfä higkeit 
über, so wird das Ruhegeld vom Eintritt des 
Versorgungsfalls an nachgezahlt. 4Absatz 1 
Satz 1 Halbsatz 2 gilt entsprechend. 
 
(3) 1Der Anspruch setzt die Einstellung der 
beruflichen Tä tigkeit im Sinn des Absatzes 1 
Satz 2 voraus. 2Die Einstellung der beruflichen 
Tä tigkeit ist von Angehö rigen der rechtsbera-
tenden Berufe und von Patentanwä lten durch 
die Rückgabe der Zulassung und von Angehö -
rigen der steuerberatenden Berufe durch den 
Verzicht auf die Rechte aus der Bestellung 
nachzuweisen. 3Die berufliche Tä tigkeit ist 
nicht eingestellt, solange ein ausschließlich im 
Angestelltenverhä ltnis tä tiges Mitglied Arbeits-
entgelt bezieht. 4Sie gilt als eingestellt, wenn 
ein selbstä ndiges Mitglied bei vorübergehen-
der Berufsunfä higkeit seine Kanzlei für die 
Dauer von hö chstens vier Jahren durch einen 
Vertreter fortführen lä sst; nach Ablauf dieser 
Frist oder früherer Beendigung der Vertretung 
setzt die Weitergewä hrung des Ruhegeldes 
den Nachweis der Einstellung der beruflichen 
Tä tigkeit im Sinn des Satzes 2 voraus. 

(4) 1Das Mitglied weist die Berufsunfä higkeit 
durch ä rztliche Atteste, Befunde, Gutachten 
und ä hnliche Unterlagen (Daten über Gesund-
heit im Sinn des Bayerischen Datenschutzge-
setzes) nach. 2Die Versorgungsanstalt kann an 
die ausstellenden Ärzte Nachfragen richten. 
3Sie holt, soweit die Nachweise nicht hinrei-
chend erscheinen, auf ihre Kosten innerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland Gutachten 
ein. 4Dabei kö nnen die vom Mitglied einge-
reichten Unterlagen an den von der Versor-
gungsanstalt beauftragten fachä rztlichen Gut-
achter zur Prüfung weitergegeben werden; 
dies gilt auch für die von der Versorgungsan-
stalt erhobenen Gutachten, sofern im weiteren 
Verwaltungsverfahren zusä tzliche Gutachten 
erforderlich sind. 5Das Mitglied ist verpflichtet, 
sich gegen Erstattung angemessener Reise-
kosten einer von der Versorgungsanstalt für 
notwendig gehaltenen Begutachtung zu unter-
ziehen; §  41 Abs. 4 und 5 gelten entspre-
chend. 6Mit dem Antrag auf Ruhegeld bei Be-
rufsunfä higkeit hat das Mitglied die Gutachter 
von ihrer ä rztlichen Schweigepflicht gegenüber 
der Versorgungsanstalt zu entbinden. 7Die 
Sä tze 1 bis 6 gelten auch für die Zeit des Ru-
hegeldbezugs, wenn die Vorlage weiterer 
Nachweise für das Fortbestehen der Berufsun-
fä higkeit erforderlich ist. 8Die zur Feststellung 
der Berufsunfä higkeit erhobenen Daten über 
Gesundheit kö nnen von der Versorgungsan-
stalt gespeichert werden. 
 
(5) 1Das Ruhegeld bei Berufsunfä higkeit wird 
auf Antrag gezahlt. 2Der Antrag gilt zu dem 
Zeitpunkt als gestellt, zu dem die sonstigen 
Anspruchsvoraussetzungen erfüllt sind, sofern 
er innerhalb eines Jahres seit Eintritt der Be-
rufsunfä higkeit bei der Versorgungsanstalt 
eingeht; andernfalls wird er wirksam mit dem 
Tag des Eingangs. 3Nach Vollendung des 
60. Lebensjahres oder Wegfall der Berufsun-
fä higkeit kann ein Antrag nicht mehr gestellt 
werden. 
 
(6) 1§  28 Abs. 3 gilt entsprechend. 2Der An-
spruch auf Ruhegeld bei Berufsunfä higkeit 
endet außerdem mit Ablauf des Monats, in 
dem die Anspruchsvoraussetzungen entfallen. 
3Ab Vollendung des 63. Lebensjahres wird das 
Ruhegeld bei Berufsunfä higkeit als Altersruhe-
geld weitergezahlt. 
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§ 30 
Anspruch auf vorgezogenes 

Altersruhegeld 

(1) 1Auf Antrag wird für die Zeit ab Vollendung 
des 60. Lebensjahres vorgezogenes Altersru-
hegeld gezahlt. 2Der Anspruch besteht ab dem 
beantragten Monatsersten. 3Das Mitglied kann 
den Leistungsbeginn bereits für einen Monats-
ersten innerhalb des vor der Antragstellung 
zurückgelegten Jahres wä hlen, wenn es in 
diesem Zeitraum keine Erwerbstä tigkeit im 
Sinn des §  19 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 ausgeübt 
hat; wurden Einkünfte im Sinn des §  19 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 erzielt, so entfä llt insoweit die 
Beitragspflicht. 4Der Anspruch setzt voraus, 
dass die Mitgliedschaft mindestens 4 Jahre 
bestanden hat. 
 
(2) §  28 Abs. 1 Satz 2 und Absatz 3 gelten 
entsprechend. 
 
 
 

§ 31 
Ansprü che aus aufrechterhaltener 

Anwartschaft 

(1) Wird die Anwartschaft auf Versorgung nach 
§  25 aufrechterhalten, so gelten weiterhin die 
Satzungsbestimmungen über Versorgungsleis-
tungen an Mitglieder und deren Hinterbliebene 
(Anwartschaftsberechtigung aus früherer Mit-
gliedschaft) mit Ausnahme der Regelungen 
über die Mindestversorgungsleistung bei Be-
rufsunfä higkeit (§  33 Abs. 8), das Sterbegeld 
(§  35) und die Zuschüsse für Rehabilitations-
maßnahmen (§  38 Abs. 2).  
 
(2) Entsteht erneut Mitgliedschaft in der Ver-
sorgungsanstalt, so verbleibt es für die An-
sprüche aus der beendeten Mitgliedschaft bei 
der Geltung des Absatzes 1; sie treten zu den 
Ansprüchen aus der erneuten Mitgliedschaft 
hinzu. 
 
 
 

§ 32 
Hö he der Anwartschaften, des 

Altersruhegelds und des 
vorgezogenen Altersruhegelds 

(1) 1Das jä hrliche Ruhegeld bemisst sich nach 
Prozentsä tzen der für die Zeit bis zum Ende 
der Beitragspflicht entrichteten Beiträ ge und 
der wirksam geleisteten freiwilligen Mehrzah-
lungen (Bewertung). 
 

(2) 1Die Hö he des Bewertungsprozentsatzes 
hä ngt vom Lebensalter ab, in dem die Einzah-
lung geleistet wurde; maßgebend ist der Tag 
des Zahlungseingangs. 2Der jeweils zutreffen-
de Bewertungsprozentsatz geht aus Tabelle 1 
hervor. 
 
(3) 1Das nach den Absä tzen 1 und 2 errechne-
te Ruhegeld erhö ht sich wie folgt: 

1. Wurde für Zeiten früherer Berufsunfä higkeit 
beim Ruhegeld für Berufsunfä higkeit ein 
Zuschlag aus Zurechnung im Sinn des §  33 
gewä hrt, wird der Zurechnungsbeitrag für 
die Zeit der früheren Berufsunfä higkeit mit 
dem aus Tabelle 1 sich ergebenden Pro-
zentsatz bewertet. 

2. Bei Aufschub des Ruhegeldbezugs (§  28 
Abs. 2) werden die nicht in Anspruch ge-
nommenen Ruhegelder nach Tabelle 2 be-
wertet; der Zeitpunkt der Bewertung ist je-
weils derjenige, zu dem die Ruhegelder fä l-
lig geworden wä ren. Wä hrend der Auf-
schubzeit geleistete Beiträ ge und freiwillige 
Mehrzahlungen werden ebenfalls nach Ta-
belle 2 bewertet.  

2Für Anwartschaften beschlossene Anpassun-
gen gelten bis zum Beginn von Versorgungs-
leistungen auch für die nach den Nummern 1 
und 2 errechneten Erhö hungsbeträ ge. 
 
(4) 1Wird vorgezogenes Altersruhegeld in An-
spruch genommen (§  30), so unterliegt das 
nach den vorstehenden Absä tzen errechnete 
Ruhegeld für jeden Monat des Ruhegeldbe-
zugs vor dem in §  28 Abs. 1 bestimmten Zeit-
punkt einem versicherungstechnischen Ab-
schlag. 2Die Hö he des Abschlags ergibt sich 
aus Tabelle 3. 3Die Kürzung des Ruhegelds 
gilt für die gesamte Dauer des Versorgungsbe-
zugs. 
 
(5) Die Tabellen 1 bis 3 sind Bestandteil dieser 
Satzung. 
 
 
 

§ 33 
Hö he des Ruhegelds bei 

Berufsunfähigkeit 

(1) 1Das Ruhegeld bei Berufsunfä higkeit be-
misst sich als mit dem Faktor 0,8488 multipli-
zierte Summe des nach §  32 errechneten Ru-
hegelds und eines jä hrlichen, aus der bisheri-
gen Beitragsleistung abgeleiteten Zuschlags. 
2Dabei werden für die Berechnung nach §  32 
im laufenden und im vorhergegangenen Ka-
lenderjahr geleistete Einzahlungen (Beiträ ge 
und freiwillige Mehrzahlungen) anteilig nur bis 
zur Hö he des Hö chstbeitrags (§  19 Abs. 1) 
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bewertet; darüber hinausgehende freiwillige 
Mehrzahlungen werden ohne Zinsen zurück-
gezahlt. 3Satz 2 gilt nicht, wenn die Berufsun-
fä higkeit durch Unfall ausgelö st wurde. 
 
(2) 1Der Zuschlag zum Ruhegeld ergibt sich 
aus der nach Monaten berechneten Bewertung 
eines Zurechnungsbeitrags (Absatz 3) für die 
Zeit zwischen dem Ende der Beitragspflicht 
und der Vollendung des 60. Lebensjahres 
(Zurechnungszeitraum). 2Für die Bewertung 
gilt §  32 Abs. 2 entsprechend. 
 
(3) 1Zurechnungsbeitrag ist derjenige Teil des 
bei Ende der Beitragspflicht (§  18) geltenden 
Hö chstbeitrags zur Pflichtversicherung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung (Hö chstbei-
trag), der dem Verhä ltnis entspricht, in dem die 
Summe der für den Bemessungszeitraum jä hr-
lich bis zur Hö he des 1,5fachen des jeweiligen 
Hö chstbeitrags geleisteten Beiträ ge und freiwil-
ligen Mehrzahlungen zur Summe der Hö chst-
beiträ ge im gleichen Zeitraum steht. 2Für die 
Feststellung des Zurechnungsbeitrags gilt §  32 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 entsprechend; nachentrich-
tete Beiträ ge bleiben außer Ansatz. 
 
(4) 1Der Bemessungszeitraum wird aus hö chs-
tens acht dem Ende der Beitragspflicht unmit-
telbar vorangehenden, in die Mitgliedschafts-
zeit fallenden Kalenderjahren gewä hlt (Wahl-
zeitraum). 2Er umfasst diejenigen drei zusam-
menhä ngenden Kalenderjahre des Wahlzeit-
raums, deren Beitragsaufkommen den hö chs-
ten Zurechnungsbeitrag ergibt. 3Hat die Mit-
gliedschaft weniger als drei Jahre bestanden, 
so ist Bemessungszeitraum die Dauer der 
Mitgliedschaft. 4Im Falle der Geburt eines leib-
lichen Kindes im Wahlzeitraum wird der Be-
messungszeitraum aus der gesamten Dauer 
der Mitgliedschaft gewä hlt. 5Satz 4 gilt für die 
Mutter, auf gemeinsamen Antrag statt dessen 
für den Vater des Kindes. 
 
(5) 1Tritt Berufsunfä higkeit in den ersten zehn 
Jahren der Mitgliedschaft, jedoch vor Vollen-
dung des 45. Lebensjahres ein (Frühinvalidi-
tä t), so ist Zurechnungsbeitrag mindestens die 
Hä lfte des maßgebenden Hö chstbeitrags. 
2Dies gilt nicht für Mitglieder, deren Beitrags-
pflicht sich wä hrend eines Zeitraums von zwei 
Jahren vor Eintritt der Berufsunfä higkeit nach 
§  20 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 und 8 bemes-
sen hat. 3Tritt Berufsunfä higkeit ein, wä hrend 
Beitragspflicht nach §  20 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 4 
bis 7 besteht, so ist für die Anwendung des 
Satzes 2 der Zeitraum von zwei Jahren vor 
Beginn des Ermä ßigungszeitraums maßge-
bend. 4Für Geburten leiblicher Kinder des Mit-
glieds verlä ngert sich der Zehn-Jahres-
Zeitraum (Satz 1) um jeweils drei Jahre; Ab-
satz 4 Satz 5 gilt entsprechend. 

(6) 1Für Mitglieder und ehemalige Mitglieder 
mit Anwartschaftsberechtigung aus früherer 
Mitgliedschaft gemä ß §  31 Abs. 1 wird der 
nach den Absä tzen 3 bis 5 ermittelte Wert mit 
der Anzahl aller vollen Kalendermonate der 
Mitgliedschaft bei der Versorgungsanstalt ohne 
Zurechnungszeiten vervielfä ltigt und durch die 
Anzahl aller Kalendermonate von zurückgeleg-
ten Zeiten bei allen beteiligten Versorgungs-
trä gern im Sinne von Art. 46 Abs. 2 Buchst. b 
der Verordnung (EWG) 1408/71 des Rates 
vom 14. Juni 1971 (ABl. EWG Nr. L 149, S. 2) 
geteilt. 2Bei der Ermittlung der Anzahl aller 
Kalendermonate von zurückgelegten Zeiten 
werden auch Zeiten ab dem 30. Lebensjahr bis 
zum Eintritt des Versorgungsfalls fiktiv als bei 
anderen Versorgungsträ gern zurückgelegte 
Zeiten zum Ansatz gebracht, sofern sie nicht 
schon durch tatsä chlich zurückgelegte Zeiten 
belegt sind. 3Die Regelungen über die Min-
destversorgungsleistungen (Absatz 8) finden 
keine Anwendung. 
 
(7) Der Anspruch auf den Zuschlag aus Zu-
rechnung besteht nicht, wenn im Zeitpunkt des 
Eintritts des Versorgungsfalls das Mitglied mit 
der Beitragszahlung in Verzug ist, eine schrift-
lich bestimmte, angemessene Zahlungsfrist 
erfolglos abgelaufen ist und das Mitglied auf 
die mit dem Fristablauf verbundene Rechtsfol-
ge hingewiesen wurde.   
 
(8) 1Das Ruhegeld bei Berufsunfä higkeit be-
trä gt monatlich mindestens 275 EURO. 
2Absatz 5 Satz 2, Absatz 6 Satz 3 und Ab-
satz 7 sowie §  31 Abs. 1 gelten entsprechend. 
 
 
 

§ 34 
(aufgehoben) 

 
 
 

§ 35 
Sterbegeld 

1Das Sterbegeld belä uft sich auf den dreifa-
chen Monatsbetrag des dem verstorbenen 
Mitglied zuletzt gezahlten Ruhegeldes oder 
des sich nach § §  32 oder 33 errechnenden 
Ruhegeldes, das dem Mitglied zustand oder 
zugestanden hä tte, wenn es am Tage seines 
Todes dauernd berufsunfä hig gewesen wä re, 
hö chstens jedoch auf 1.600 EURO. 2Anspruch 
auf Sterbegeld haben nacheinander 

1. der überlebende Ehegatte des Mitglieds,  
2. zu gleichen Teilen die Kinder. 
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§ 36 
Anspruch auf Hinterbliebenenbezü ge 
(Witwen-, Witwer- und Waisengeld) 

(1) Anspruch auf Witwen- oder Witwergeld hat 
der überlebende Ehegatte eines Mitglieds, 
wenn die Ehe bis zum Tod des Mitglieds be-
standen hat. 
 
(2) 1Der Anspruch besteht nicht, wenn die Ehe 
nach  

1. Eintritt von Berufsunfä higkeit, 
2. Beginn der Zahlung von vorgezogenem 

Altersruhegeld, 
3. Vollendung des 63. Lebensjahres 

geschlossen wurde und nicht mindestens drei 
volle Jahre bestanden hat. 2Die Voraussetzung 
der dreijä hrigen Ehedauer entfä llt, wenn aus 
der Ehe ein Kind hervorgegangen ist. 
 
(3) 1Der überlebende Ehegatte kann, wenn er 
Erbe ist, nach dem Tod des Mitglieds dessen 
Recht ausüben, den Antrag nach §  29 Abs. 5 
zu stellen. 2Ist der überlebende Ehegatte ver-
sorgungsberechtigt, so kann er ferner den dem 
Mitglied erö ffneten Antrag nach §  17 Abs. 1 
stellen. 3Die Sä tze 1 und 2 gelten für Waisen 
sinngemä ß. 4Die Anträ ge kö nnen nur innerhalb 
von vier Monaten nach dem Tod des Mitglieds 
gestellt werden.  
 
(4) Das Witwen- oder Witwergeld beträ gt 
60 v. H. des nach §  32 oder §  33 sich errech-
nenden oder dem verstorbenen Mitglied zuletzt 
gezahlten Ruhegelds. 
 
(5) 1Anspruch auf Waisengeld haben die Kin-
der eines Mitglieds. 2Es beträ gt bei Vollwaisen 
20 v.H., bei Halbwaisen 10 v.H. des Ruhe-
gelds. 
 
(6) 1Der Anspruch auf Hinterbliebenenversor-
gung entsteht mit dem Ersten des Monats, der 
auf den Todestag des Mitglieds folgt. 2Für 
nachgeborene Waisen entsteht der Versor-
gungsanspruch mit dem Ersten des Monats, 
der auf die Geburt folgt. 
 
(7) Der Anspruch auf Hinterbliebenenversor-
gung erlischt 

1. für jeden Berechtigten mit Ablauf des Mo-
nats, in dem er stirbt, 

2. für Witwen oder Witwer außerdem mit Ab-
lauf des Monats, in dem sich der Berechtig-
te verheiratet,  

3. für Waisen außerdem mit Ablauf des Mo-
nats, in dem sie das 18. Lebensjahr vollen-
den.  

§ 37 
Abfindung des Anspruchs auf Witwen- 

und Witwergeld 

Der versorgungsberechtigte Eheteil eines Mit-
glieds erhä lt im Falle seiner Wiederverheira-
tung auf Antrag eine Abfindung in Hö he des 
36fachen Witwen- oder Witwergeldbetrages, 
der für den Monat der Wiederverheiratung 
zusteht. 
 
 
 

§ 38 
Freiwillige Leistungen 

(1) 1Nach Vollendung des 18. Lebensjahres 
einer Waise kann das Waisengeld (§  36 
Abs. 5) für die Dauer der Berufsausbildung 
oder einer vor Abschluss der Berufsausbildung 
und vor Vollendung des 23. Lebensjahres ein-
getretenen dauernden Erwerbsunfä higkeit als 
Unterhaltsbeitrag weitergewä hrt werden. 2Die 
Leistung endet bei Berufsausbildung spä tes-
tens mit Ablauf des Monats, in dem das 
27. Lebensjahr, im Fall dauernder Erwerbsun-
fä higkeit spä testens mit Ablauf des Monats, in 
dem das 30. Lebensjahr vollendet wird. 3Durch 
Richtlinien kö nnen nä here Bestimmungen 
getroffen werden; insbesondere kann festge-
legt werden, dass Grundwehr- oder Zivildienst 
auf die Dauer der Berufsausbildung anrechen-
bar ist und in welchen Fä llen ein Unterhaltsbei-
trag nicht oder nur teilweise gewä hrt wird. 
 
(2) 1Für Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung 
oder Wiederherstellung der Berufsfä higkeit 
(Rehabilitationsmaßnahmen) kö nnen Zu-
schüsse gewä hrt werden. 2Richtlinien hierfür 
erlä sst der Verwaltungsrat. 
 
(3) Sofern sich in einzelnen Fä llen aus der 
Anwendung des Absatzes 1, des §  29 Abs. 1 
Satz 1 Halbsatz 2, des §  33 Abs. 7 und des 
§  36 Abs. 6 besondere Hä rten ergeben, kö n-
nen einmalige oder stets widerrufliche laufende 
Leistungen gewä hrt werden. 
 
 
 

§ 39 
Auszahlung der Versorgungsleistungen 
1Die laufenden Versorgungsleistungen werden 
monatlich im voraus ausgezahlt. 2Der Versor-
gungsempfä nger ist verpflichtet, hierfür eine 
Bankverbindung zu benennen. 
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§ 40 
Versorgungsausgleich bei 

Ehescheidung 

(1) 1Ist für das bei der Versorgungsanstalt er-
worbene Anrecht eines Mitglieds der Versor-
gungsausgleich durchzuführen, so findet Real-
teilung statt (§  1 Abs. 2 des Gesetzes zur Re-
gelung von Hä rten im Versorgungsausgleich –  
VAHRG -), wenn der ausgleichsberechtigte 
Ehegatte Angehö riger eines verkammerten 
Freien Berufsstandes ist oder war. 2Zugunsten 
von Angestellten im Sinn des Satzes 1, die 
nicht von der Versicherungspflicht in der ge-
setzlichen Rentenversicherung befreit sind, 
und von Berufsangehö rigen, die keine ausbau-
fä hige Versorgung bei einer berufsstä ndischen 
Versorgungseinrichtung im Sinn von §  6 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 SGB VI besitzen, erfolgt die Real-
teilung nur auf Antrag. 3Das Anrecht eines 
ausgleichsberechtigten Mitglieds kann im Sin-
ne der Realteilung erhö ht werden, wenn der 
ausgleichspflichtige Ehegatte einer berufs-
stä ndischen Versorgungseinrichtung angehö rt, 
die selbst keine Realteilung vorgesehen hat, 
sich jedoch verpflichtet, der Versorgungsan-
stalt in sinngemä ßer Anwendung der für den 
Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung 
geltenden Erstattungsvorschriften die aus dem 
Versorgungsausgleich herrührenden Versor-
gungsleistungen zu erstatten. 
 
(2) 1Solange der Versorgungsfall noch nicht 
eingetreten ist, kann der Versorgungsausgleich 
aufgrund einer mit Zustimmung der Versor-
gungsanstalt getroffenen Vereinbarung auch in 
der Weise durchgeführt werden, dass zuguns-
ten eines ausgleichsberechtigten Mitglieds der 
Versorgungsanstalt im Rahmen der allgemein 
geltenden Anrechtsbegrenzung (Absatz 3 
Satz 3) Beiträ ge gezahlt werden. 2Die § §  7 und 
9 VAHRG gelten sinngemä ß. 
 
(3) 1Im Falle der Realteilung (Absatz 1) wird für 
den ausgleichsberechtigten Ehegatten bei der 
Versorgungsanstalt ein Anrecht begründet. 
2Die Hö he des monatlichen Anrechts wird wie 
folgt ermittelt: 

1. Sind die Voraussetzungen für den Bezug 
von Versorgungsleistungen bereits erfüllt, 
so bestehen Leistungsansprüche in Hö he 
des vom Familiengericht festgestellten 
Ausgleichsbetrags. 

2. Sind die Voraussetzungen nach Nummer 1 
noch nicht erfüllt, so wird der vom Famili-
engericht festgestellte Ausgleichsbetrag 
durch die jeweiligen vom Bundesministeri-
um für Arbeit und Sozialordnung zur Durch-
führung des Versorgungsausgleichs be-
kannt gemachten Rechengrö ßen, durch 
den für den ausgleichsberechtigten Ehegat-

ten nach dem versicherungstechnischen 
Geschä ftsplan maßgebenden Barwertfaktor 
sowie durch die Zahl 12 geteilt. 

3Ein Anrecht kann jedoch nur insoweit begrün-
det werden, als es zusammen mit dem vom 
ausgleichsberechtigten Ehegatten wä hrend der 
Ehezeit bereits erworbenen Anrecht dasjenige 
Anrecht nicht übersteigt, das sich bei Entrich-
tung der hö chstmö glichen Einzahlungen in der 
Ehezeit ergeben hä tte. 
 
(4) Wird für einen ausgleichsberechtigten Ehe-
gatten, der nicht Mitglied der Versorgungsan-
stalt ist, ein Anrecht begründet, so gelten hier-
für die Satzungsbestimmungen über die Ver-
sorgungsleistungen an Mitglieder und deren 
Hinterbliebene mit Ausnahme der Vorschriften 
über den Zuschlag aus Zurechnung, über das 
Mindestruhegeld, über das Sterbegeld und 
über die Abfindung nach §  37. 
 
(5) 1Das Anrecht des ausgleichspflichtigen 
Ehegatten wird im Falle der Realteilung monat-
lich im gleichen Verhä ltnis gekürzt, in dem der 
Barwert seines ungekürzten Anrechts zu dem 
auf den ausgleichsberechtigten Ehegatten 
übertragenen Teil des Barwerts steht. 2Die 
Kürzung wird mit dem Tag wirksam, welcher 
dem Ende der Ehezeit folgt. 3Das ausgleichs-
pflichtige Mitglied kann, so lange der Versor-
gungsfall noch nicht eingetreten ist, die Kür-
zung seines Anrechts durch zusä tzliche Zah-
lung rückgä ngig machen; für die Bewertung 
der Zahlung ist der Zeitpunkt des Zahlungsein-
gangs maßgebend. 4Die § §  4 bis 9 VAHRG 
sowie §  101 Abs. 3 SGB VI und §  57 Abs. 5 
des Beamtenversorgungsgesetzes gelten sinn-
gemä ß; nach einer Beitragsüberleitung im Sinn 
von Absatz 6 Satz 3 ist §  4 VAHRG jedoch 
nicht anwendbar. 
 
(6) 1Im Falle einer Beitragsüberleitung oder im 
Falle einer Beitragsrückgewä hr nach dem Tod 
des ausgleichspflichtigen Ehegatten sind seine 
für den Versorgungsausgleich maßgeblichen 
Einzahlungen im gleichen Verhä ltnis zu kür-
zen, in dem sich sein in der Ehezeit erworbe-
nes Anrecht vermindert hat. 2Die Kürzung er-
streckt sich anteilig auf die Einzahlungen in 
den wä hrend der Ehezeit durchlaufenen Be-
wertungsstufen. 3Im Falle einer Beitragsüber-
leitung für den ausgleichsberechtigten Ehegat-
ten erhö hen sich dessen Einzahlungen um den 
unter der Voraussetzung des Satzes 1 festzu-
stellenden Kürzungsbetrag; die Erhö hung wird 
gleichmä ßig auf die wä hrend der Ehezeit 
durchlaufenen Bewertungsstufen verteilt. 4Für 
Nichtmitglieder im Sinn des Absatzes 4 gilt 
Satz 3 entsprechend. 
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(7) Die Absä tze 5 und 6 gelten sinngemä ß, 
wenn der Versorgungsausgleich nach §  1 Abs. 
3 VAHRG vollzogen wird. 
 
 
 
 
 
 

ABSCHNITT V 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 41 
Auskunftspflichten 

(1) Die Versorgungsanstalt erteilt den Mitglie-
dern Auskunft über deren Mitgliedschafts- und 
Versorgungsverhä ltnis sowie den Leistungsbe-
rechtigten über bestehende Ansprüche. 
 
(2) Die Mitglieder und Leistungsberechtigten 
der Versorgungsanstalt, die Mitglieder der 
bayerischen Berufskammern der Rechtsanwä l-
te und Steuerberater sowie die Patentanwä lte 
mit Kanzleisitz in Bayern haben der Versor-
gungsanstalt Angaben zu machen und alle 
Unterlagen vorzulegen, soweit diese zur Fest-
stellung des Bestehens eines Mitgliedschafts- 
oder Versorgungsverhä ltnisses sowie von Art 
und Umfang der hieraus folgenden Rechte und 
Pflichten erforderlich sind.  
 
(3) Wer Leistungen der Versorgungsanstalt 
beantragt oder erhä lt, hat dieser 

1. alle Tatsachen anzugeben, die für die Leis-
tung erheblich sind, und auf Verlangen der 
Versorgungsanstalt der Erteilung der erfor-
derlichen Auskünfte durch Dritte zuzustim-
men, 

2. Änderungen in den Verhä ltnissen, die für 
die Leistung dem Grunde oder der Hö he 
nach erheblich sind, unverzüglich mitzutei-
len, 

3. Beweismittel zu bezeichnen und auf Ver-
langen der Versorgungsanstalt vorzulegen 
oder ihrer Vorlage zuzustimmen. 

 
(4) Die Mitwirkungspflichten nach Absatz 3 
bestehen nicht, soweit 

1. ihre Erfüllung nicht in einem angemessenen 
Verhä ltnis zu der in Anspruch genommenen 
Leistung steht oder 

2. ihre Erfüllung dem Betroffenen aus einem 
wichtigen Grund nicht zugemutet werden 
kann oder 

3. die Versorgungsanstalt sich durch einen 
geringeren Aufwand als das Mitglied oder 

der Leistungsberechtigte die erforderlichen 
Kenntnisse selbst beschaffen kann. 

 
(5) Solange den Verpflichtungen nach den 
Absä tzen 2 und 3 nicht entsprochen wird, kann 
die Versorgungsanstalt die Berechnungsgrund-
lagen für die Beiträ ge schä tzen und Leistungen 
versagen oder entziehen. 
 
(6) Frühere Mitglieder, deren Anwartschaft 
aufrechterhalten bleibt (§  31), stehen Mitglie-
dern gleich. 
 
 
 

§ 42 
Verwaltungsakte der Versorgungsan- 

stalt; 
Kosten und Gebü hren 

(1) Die Versorgungsanstalt macht ihre ö ffent-
lich-rechtlichen Geldforderungen durch Leis-
tungsbescheid geltend und setzt ihre ö ffentlich-
rechtlichen Leistungen durch Bescheid fest. 
 
(2) Die ö ffentliche Zustellung von Schriftstü-
cken wird durch Aushang an der in der Versor-
gungskammer für Bekanntmachungen vorge-
sehenen Stelle bewirkt. 
 
(3) 1Im Verwaltungsvollzug entstehende Kos-
ten anderer Rechtsträ ger werden von betroffe-
nen Mitgliedern erhoben. 2Die Versorgungsan-
stalt erhebt ferner Gebühren für eigenes Ver-
waltungshandeln nach Maßgabe einer Gebüh-
rensatzung. 
 
 
 

§ 43 
Übertragung, Verpfändung, 

Aufrechnung 

(1) 1Ansprüche auf laufende Geldleistungen 
kö nnen wie Arbeitseinkommen übertragen 
oder verpfä ndet werden. 2Sonstige Leistungs-
ansprüche kö nnen weder abgetreten noch 
verpfä ndet werden. 
 
(2) Die Versorgungsanstalt kann ihre Forde-
rungen gegen Ansprüche von Mitgliedern auf-
rechnen oder mit Ansprüchen von Leistungs-
berechtigten verrechnen. 
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§ 44 
Forderungsü bertragung 

1Das Mitglied oder der Leistungsberechtigte ist 
verpflichtet, einen Schadenersatzanspruch 
gegen einen Dritten insoweit auf die Versor-
gungsanstalt zu übertragen, als diese aufgrund 
des Schadensereignisses Versorgungsleistun-
gen zu erbringen hat, die dem Ausgleich eines 
Schadens gleicher Art dienen. 2Das Recht auf 
Versorgungsleistung kann erst geltend ge-
macht werden, wenn der Schadenersatzan-
spruch übertragen worden ist. 
 
 
 

§ 45 
Verjährung 

1Die Ansprüche auf Beiträ ge und Leistungen 
verjä hren in fünf Jahren nach Ablauf des Ka-
lenderjahres, in dem sie entstanden sind. 2Die 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
über die Hemmung, die Ablaufhemmung, den 
Neubeginn und die Wirkung der Verjä hrung 
gelten entsprechend; Art. 53 des Bayerischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes bleibt unbe-
rührt. 
 
 
 

§ 46 
Vollstreckung 

Rückstä ndige Beiträ ge und sonstige ö ffentliche 
Forderungen werden nach Maßgabe des 
Art. 19 VersoG vollstreckt. 
 
 
 
 
 
 

ABSCHNITT VI 

Übergangsbestimmungen; 
Inkrafttreten 

§ 47 
Regelungen fü r den 

Anfangsbestand 
(Rechtsanwälte) 

(1) Für Personen, die am 1. Januar 1984 be-
reits Mitglied einer Rechtsanwaltskammer in 
Bayern waren, gelten die Bestimmungen der 
Satzung nach Maßgabe der nachfolgenden 
Absä tze. 
 

(2) Pflichtmitglied ist, wer am 1. Januar 1984 
das 60. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 
 
(3) Rechte und Pflichten nach dieser Satzung 
entstehen mit deren Inkrafttreten. 
 
(4) Selbstä ndige Mitglieder, die bei Inkrafttre-
ten der Satzung das 40. Lebensjahr vollendet 
haben, zahlen den Mindestbeitrag, wenn dies 
innerhalb eines Jahres seit Inkrafttreten der 
Satzung beantragt wurde. 
 
(5) Die Unwiderruflichkeit nach §  45 Abs. 3 
Satz 2 der Satzung vom 12. Januar 1984 bleibt 
unberührt. 
 
 
 

§ 47 a 
Regelungen fü r den Anfangsbestand 

(Steuerberater und Steuerbevollmäch- 
tigte) 

(1) Für Personen, die im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens des Gesetzes zur Änderung des     
VersoG vom 16. Dezember 1999 (VersoG-
Änderungsgesetz) Mitglieder einer Steuerbera-
terkammer in Bayern sind (Anfangsbestand), 
gelten die Bestimmungen der Satzung nach 
Maßgabe der nachfolgenden Absä tze. 
 
(2) Mitgliedschaftsrechtliche Sonderbestim-
mungen: 

1. Wer im Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
VersoG-Änderungsgesetzes das 45. Le-
bensjahr noch nicht vollendet hat, wird auf 
schriftlichen Antrag von der Pflichtmitglied-
schaft in der Versorgungsanstalt befreit. 

2. Wer im Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
VersoG-Änderungsgesetzes das 45., nicht 
jedoch das 60. Lebensjahr vollendet hat 
und nicht berufsunfä hig ist, wird auf schrift-
lichen Antrag zur Pflichtmitgliedschaft in der 
Versorgungsanstalt zugelassen. 

3. 1Anträ ge nach den Nummern 1 und 2 kö n-
nen nur innerhalb eines Jahres nach In-
krafttreten des VersoG-Änderungsgesetzes 
gestellt werden, sie kö nnen innerhalb die-
ser Frist auch widerrufen werden. 2Die Ent-
scheidung über den Antrag ergeht rückwir-
kend zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
VersoG-Änderungsgesetzes. 

 
(3) 1Auf Antrag ist nur die Hä lfte des Hö chst-
beitrags oder der Grundbeitrag zu zahlen; von 
der Versicherungspflicht befreite Angestellte 
zahlen jedoch mindestens den Beitrag nach 
§  19 Abs. 1 i. V. m. Absatz 2 Satz 1 Nr. 2. 2Die 
Beitragsfestsetzung erfolgt rückwirkend, wenn 
der Antrag innerhalb eines Jahres seit Inkraft-
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treten des VersoG-Änderungsgesetzes gestellt 
wird, sonst vom Ersten des Antragsmonats an. 
 
(4) Sind Mitglieder des Anfangsbestands im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des VersoG-
Änderungsgesetzes bereits Mitglieder der 
Bayerischen Rechtsanwaltsversorgung, so gilt 
Folgendes: 

1. Die Absä tze 2 und 3 finden keine Anwen-
dung. 

2. Auf Antrag werden aus dem Teil des bei-
tragspflichtigen Einkommens, der auf die 
Tä tigkeit als Steuerberater oder Steuerbe-
vollmä chtigter entfä llt, Beiträ ge nicht erho-
ben. 

 
(5) Hatten Mitglieder des Anfangsbestands 
eine Befreiung von der Pflichtmitgliedschaft in 
der Bayerischen Rechtsanwaltsversorgung 
erlangt, so bleiben die für die Befreiung gel-
tenden Bestimmungen maßgebend. 
 
 
 

§ 47 b 
Regelungen fü r den Anfangsbestand 

(Patentanwälte) 

(1) Für Personen, die im Zeitpunkt des In-Kraft-
Tretens des Gesetzes zur Änderung des Ver-
soG vom 24. Dezember 2005 (VersoG-
Änderungsgesetz) Mitglieder der Patentan-
waltskammer mit Kanzleisitz in Bayern sind 
(Anfangsbestand), gelten die Bestimmungen 
der Satzung nach Maßgabe der nachfolgenden 
Absä tze. 
 
(2) 1Personen des Anfangsbestands sind von 
der Pflichtmitgliedschaft in der Bayerischen 
Rechtsanwalts- und Steuerberaterversorgung 
ausgenommen; sie werden zur Pflichtmitglied-
schaft auf schriftlichen Antrag zugelassen, 
soweit sie im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens 
des VersoG-Änderungsgesetzes das 60. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben und nicht 
berufsunfä hig sind. 2Der Antrag kann nur in-
nerhalb eines Jahres nach In-Kraft-Treten des 
VersoG-Änderungsgesetzes gestellt werden; 
er kann nach Rechtskraft der Entscheidung der 
Versorgungsanstalt nicht mehr widerrufen 
werden. 3Die Entscheidung über den Antrag 
ergeht rückwirkend zum Zeitpunkt des In-Kraft-
Tretens des VersoG-Änderungsgesetzes.  
 
(3) 1Auf Antrag ist für die Dauer der Mitglied-
schaft in der Bayerischen Rechtsanwalts- und 
Steuerberaterversorgung als Pflichtbeitrag nur 
der Grundbeitrag zu zahlen; von der Versiche-
rungspflicht befreite Angestellte zahlen jedoch 
mindestens den Beitrag nach §  19 Abs. 1 
i. V. m. Absatz 2 Satz 1 Nr. 2. 2Die Beitrags-

festsetzung erfolgt rückwirkend, wenn der An-
trag innerhalb eines Jahres seit In-Kraft-Treten 
des VersoG-Änderungsgesetzes gestellt wird, 
sonst vom Ersten des Antragsmonats an.  
 
(4) Sind Mitglieder des Anfangsbestands im 
Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des VersoG-
Änderungsgesetzes bereits Mitglieder der 
Bayerischen Rechtsanwalts- und Steuerbera-
terversorgung, so gilt Folgendes:  

1. Die Absä tze 2 und 3 finden keine Anwen-
dung. 

2. Auf Antrag werden aus dem Teil des bei-
tragspflichtigen Einkommens, der auf die 
Tä tigkeit als Patentanwalt entfä llt, Beiträ ge 
nicht erhoben.  

 
(5) Hatten Mitglieder des Anfangsbestands 
eine Befreiung von der Pflichtmitgliedschaft in 
der Bayerischen Rechtsanwalts- und Steuer-
beraterversorgung erlangt, so bleiben die für 
die Befreiung geltenden Bestimmungen maß-
gebend.  
 
 
 

§ 47 c 
Übergangsregelung zu § 15 

1Für Personen, die am 31. Dezember 2005 
das 45. Lebensjahr vollendet haben und die 
als Mitglied einer Rechtsanwalts- oder Steuer-
beraterkammer in Bayern auf Grund des §  15 
in der bis dahin geltenden Fassung nicht Mit-
glied im Versorgungswerk geworden sind, 
bleibt §  15 in dieser Fassung maßgebend. 
2Mitglieder der Anfangsbestä nde der Rechts-
anwä lte und Steuerberater, die nicht Mitglied 
geworden sind oder eine Befreiung von der 
Mitgliedschaft im Versorgungswerk erlangt 
haben, bleiben von der Mitgliedschaft ausge-
schlossen.  
 
 
 

§ 47 d 
Übergangsregelung zu § 16 

Für Befreiungen, die gemä ß §  16 in der bis 
zum 31. Dezember 2005 geltenden Fassung 
erteilt wurden, bleiben § §  15 und 16 in der bis 
dahin geltenden Fassung maßgebend.  
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§ 47 e 
Übergangsregelung zu § 17 

1Für freiwillige Mitgliedschaften, die gemä ß 
§  17 in der bis zum 31. Dezember 2005 gel-
tenden Fassung begründet wurden, bleibt §  17 
in der bis dahin geltenden Fassung maßge-
bend. 2Wird eine Mitgliedschaft im Sinne des 
§  17 Abs. 1 Satz 4 in der ab dem 1. Janu-
ar 2006 geltenden Fassung begründet, endet 
die freiwillige Mitgliedschaft nach §  17 Abs. 3 
in dieser Fassung. 
 
 
 

§ 48 
Übergangsregelung zu § 20 

1Mitglieder, die am 31. Dezember 1996 auf-
grund einer weiterbestehenden Lebensversi-
cherung oder als Ehegatte von der Versiche-
rungspflicht in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung befreit waren, zahlen weiterhin den 
Mindestbeitrag (§  20 Abs. 2). 2§  33 Abs. 5 
Satz 2 gilt entsprechend. 
 
 
 

§ 48 a 
Übergangsregelung zu § 28 

Für Mitglieder, die vor dem 1. Januar 2006 die 
Voraussetzungen für den Aufschub des Alters-
ruhegeldes gemä ß §  28 Abs. 2 in der bis dahin 
geltenden Fassung erfüllt haben, gelten §  23 
Abs. 2 Nr.4, §  28 Abs. 2, §  32 Abs. 3 sowie die 
Tabelle 2 in dieser Fassung weiter.  
 
 
 

§ 48 b 
Übergangsregelung zu § 29 

Für vor dem 1. Januar 2005 eintretende Ver-
sorgungsfä lle, in denen die Mitgliedschaft vor 
dem Inkrafttreten des VersoG-Änderungs-
gesetzes begründet wurde, gelten §  29 Abs. 1 
Satz 1 und Absatz 5 Satz 4 in der bis zum 31. 
Dezember 1999 geltenden Fassung. 

§ 49 
Übergangsregelung zu § 30 

Für Versorgungsfä lle, die vor dem 1. Janu-
ar 1997 eingetreten sind, bleibt §  27 in der bis 
dahin geltenden Fassung maßgebend. 
 
 
 

§ 49 a 
Übergangsregelung zu § 31 

Für Mitglieder, deren Mitgliedschaft vor dem 
1. Januar 2006 mit Anwartschaftsberechtigung 
aus früherer Mitgliedschaft geendet hat, bleibt 
§  31 in der bis dahin geltenden Fassung maß-
gebend.  
 
 
 

§ 50 
Übergangsregelung zu § 32 

(1) Für Versorgungsfä lle, die vor dem 1. Janu-
ar 1997 eingetreten sind, bleibt §  30 in der bis 
dahin geltenden Fassung maßgebend. 
 
(2) Eine Absenkung der Bewertungsprozent-
sä tze gilt jeweils für nach dem Änderungszeit-
punkt gezahlte Beiträ ge und freiwillige Mehr-
zahlungen. 
 
(3) Für Beiträ ge, die vor dem 1. Januar 2006 
gemä ß §  18 Abs. 2 in der bis dahin geltenden 
Fassung nachentrichtet wurden, gilt §  32 
Abs. 2 und Absatz 4 in der vor dem 1. Janu-
ar 2006 geltenden Fassung weiter. 
 
 
 

§ 51 
Übergangsregelung zu § 33 

(1) 1In Versorgungsfä llen, die vor einer Ände-
rung des §  33 eingetreten sind, bemisst sich 
das Ruhegeld bei Berufsunfä higkeit mindes-
tens nach den bis zum Änderungszeitpunkt 
geltenden Bestimmungen. 2Dies gilt auch für 
Versorgungsfä lle, die in den ersten fünf der 
Änderung nachfolgenden Jahren eintreten, 
sofern die Mitgliedschaft vor Inkrafttreten der 
Änderung begründet worden ist; §  50 Abs. 2 
bleibt jedoch anwendbar. 3Abweichend von 
Satz 1 gilt für Versorgungsfä lle, die vor dem 
1. Januar 2000 eingetreten sind, §  33 in der bis 
dahin geltenden Fassung. 
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(2) Für die Anwendung von §  33 gilt ferner: 

1. Absatz 2 in der ab 1. Januar 1997 gelten-
den Fassung ist für Versorgungsfä lle, die 
bis zu diesem Zeitpunkt eingetreten sind, 
nicht anwendbar. 

2. Absatz 4 und Absatz 5 Satz 4 gelten nicht 
für Versorgungsfä lle, die vor dem 14. Okto-
ber 1994 eingetreten sind. 

 
 
 

§ 51 a 
Übergangsregelung zu § 34 

Für Versorgungsfä lle, die vor dem 01.01.2005 
eingetreten sind, bleibt §  34 in der bis dahin 
geltenden Fassung maßgebend. 
 
 
 

§ 52 
Übergangsregelung zu § 38 

(1) Für Versorgungsfä lle, die vor dem 
01.01.2005 eingetreten sind, bleibt §  38 Abs. 1 
in der bis dahin geltenden Fassung maßge-
bend. 
 
(2) Für Kinder von Mitgliedern oder für Waisen, 
die vor dem 1. Januar 1997 die Voraussetzun-
gen für die Gewä hrung eines Unterhaltsbei-
trags nach §  36 Absä tze 2 und 3 in der bis 
dahin geltenden Fassung erfüllt haben, bleibt 
diese Fassung der Bestimmungen weiterhin 
maßgebend. 
 
(3) Für Kinder von Mitgliedern, die vor dem 
01.01.2005 die Voraussetzungen für den Be-
zug des Unterhaltsbeitrags nach §  38 Abs. 2 
erfüllt haben, bleibt §  38 Abs. 2 in der bis dahin 
geltenden Fassung maßgebend. 
 
 

§ 52 a 
Übergangsregelung zu § 47 b 

Für die gemä ß §  47 b für den Bestand der 
Steuerberater bis zum 31.12.2004 beschlos-
senen Leistungsverbesserungen gilt §  47 b in 
der bis zum 31.12.2004 geltenden Fassung. 
 
 
 

§ 53 
Inkrafttreten 

1Diese Satzung tritt am 1. Januar 1997 in Kraft. 
2Gleichzeitig tritt die Satzung der Bayerischen 
Rechtsanwaltsversorgung vom 12. Januar 
1984 (StAnz Nr. 4), zuletzt geä ndert durch 
Satzung vom 16. Dezember 1995 (StAnz Nr. 
51/52), außer Kraft.*) 

                                                 
*) Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Satzungsneufassung 
vom 6. Dezember 1996 (Bayerischer Staatsanzeiger Nr. 51/52).Der 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der spä teren Änderungen ergibt sich 
aus den jeweiligen Änderungssatzungen (Fundstellen vgl. Ände-
rungsregister Abschnitt A). 
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Tabellen zur Berechnung des Ruhegelds 

 
 

Tabelle 1 
 

Berechnung der Anwartschaften und des Ruhegelds ab Alter 63 
(§ 32 Abs. 2) 

 
 

 
Alter Verrentungssatz 

 
Alter  

 
Verrentungssatz 

 
20 
21 
22 
23 
24 
 

25 
26 
27 
28 
29 
 

30 
31 
32 
33 
34 
 

35 
36 
37 
38 
39 
 

40 
41 
42 
43 
44 

 
19,7 % 
19,1 % 
18,5 % 
17,9 % 
17,3 % 

 
16,8 % 
16,2 % 
15,7 % 
15,2 % 
14,7 % 

 
14,2 % 
13,8 % 
13,3 % 
12,9 % 
12,4 % 

 
12,0 % 
11,7 % 
11,3 % 
11,0 % 
10,6 % 

 
10,3 % 
10,0 % 
9,6 % 
9,3 % 
9,0 % 

 
45 
46 
47 
48 
49 
 

50 
51 
52 
53 
54 
 

55 
56 
57 
58 
59 
 

60 
61 
62 
63 

 
8,8 % 
8,5 % 
8,2 % 
8,0 % 
7,7 % 

 
7,5 % 
7,3 % 
7,0 % 
6,8 % 
6,6 % 

 
6,4 % 
6,2 % 
6,0 % 
5,9 % 
5,7 % 

 
5,6 % 
5,5 % 
5,3 % 
5,2 % 

    
 
 
Die Gesamt-Jahresrente ab Alter 63 ergibt sich durch Addition der durch die Beitragszahlun-
gen und freiwillige Mehrzahlungen in den einzelnen Lebensaltern erworbenen Teil-
Jahresruhegelder. 

Als Alter bei der Beitragszahlung gilt der Unterschied zwischen dem Kalenderjahr der Bei-
tragszahlung und dem Geburtsjahr. 
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Tabelle 2 

 
Berechnung des Ruhegelds bei Rentenbeginn 

nach Alter 63 
(Aufschub des Bezuges, § 32 Abs. 3) 

 
 

 
Alter  

 
Verrentungssatz 

 
63 
64 
65 
66 
67 
68 
69 
70 

 
5,09 % 
5,20 % 
5,32 % 
5,45 % 
5,58 % 
5,72 % 
5,87 % 
6,04 % 

 
 
Das Gesamt-Jahresruhegeld ab dem aufge-
schobenen Rentenbeginn ergibt sich durch Ad-
dition der nach den Tabellen 1 und 2 erworbe-
nen Teil-Jahresruhegelder. 

Als Alter bei der Beitragszahlung gilt der Unter-
schied zwischen dem Kalenderjahr der Bei-
tragszahlung und dem Geburtsjahr. 
 
 

 
Tabelle 3 

 
Versicherungstechnischer Abschlag 

bei vorgezogenem Altersruhegeld  
(§ 32 Abs. 4) 

 
Fü r das Vorziehen 

vom 
auf das Abschlag pro 

 Monat 
 

63. Lebensjahr 
 

62. Lebensjahr 
 

0,45 % 
62. Lebensjahr 61. Lebensjahr 0,42 % 
61. Lebensjahr 60. Lebensjahr 0,39 % 

 
 

Die Gesamtminderung des Ruhegelds ergibt sich aus der 
Addition der für jeden Monat des Vorziehzeitraums zutref-
fenden Abschlags-Prozentsä tze. 
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A 
 

Änderungsregister 
 
 
 
 
 
 

Ändernde Satzung Datum Fundstelle 

1. Änderungssatzung 07.10.1998 BayStAnz Nr. 43 und Nr. 48 

2. Änderungssatzung 22.12.1999 BayStAnz Nr. 52 

3. Änderungssatzung 24.10.2000 BayStAnz Nr. 46 

4. Änderungssatzung 30.11.2004 BayStAnz Nr. 49 

5. Änderungssatzung 01.12.2004 BayStAnz Nr. 50 

6. Änderungssatzung 28.12.2005 BayStAnz Nr. 01/2006 
 



23 

B 
 

Auszug aus dem Gesetz ü ber das ö ffentliche Versorgungswesen (VersoG) 
vom 25. Juni 1994 (GVBl S. 466, BayRS 763-1-l), 

zuletzt geä ndert durch Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das ö ffentliche Versor-
gungswesen vom 24. Dezember 2005 (GVBl S. 656) 

 
 
 
 
 

Zweiter Teil 
 

Bayerische Ärzteversorgung,  
Bayerische Apothekerversorgung, 
Bayerische Architektenversorgung, 

Bayerische Ingenieurversorgung-Bau 
mit Psychotherapeutenversorgung, 

Bayerische Rechtsanwalts- und 
Steuerberaterversorgung 

 
 
 

Abschnitt I 
 

Gemeinsame Vorschriften 
 
 
 

Art. 20 
Aufgaben 

1Die Versorgungsanstalten haben Versorgung 
für ihre Mitglieder und deren Hinterbliebene in 
Fä llen der Berufsunfä higkeit, des Alters und 
des Todes zu gewä hren. 2Sie pflegen die 
Zusammenarbeit und den Erfahrungsaus-
tausch mit anderen Versorgungsträ gern. 3Die 
Versorgungsanstalten haben die Vorausset-
zungen für eine Befreiung ihrer Mitglieder von 
der Versicherungspflicht bei der gesetzlichen 
Rentenversicherung zu erfüllen. 
 
 
 

Art. 21 
Zusammensetzung des 

Verwaltungsrats 
1Die Mitglieder des Verwaltungsrats setzen 
sich aus Mitgliedern der Versorgungsanstalt 
zusammen. 2In ihm sollen alle Berufsgruppen 
angemessen vertreten sein. 3Das Vorschlags-
recht steht den Berufskammern zu. 4Das Nä -
here regelt die Satzung. 

Art. 22 
Mitgliedschaft 

(1) Bei den Versorgungsanstalten besteht 
Pflichtmitgliedschaft. 
 
(2) 1Die Satzung kann Ausnahmen und Be-
freiungen von der Pflichtmitgliedschaft vorse-
hen, insbesondere wenn der Berufsangehö ri-
ge 

1. die Berufstä tigkeit nur vorübergehend oder 
in geringem Umfang ausübt, 

2. in fortgeschrittenem Lebensalter die Be-
rufstä tigkeit aufnimmt oder die Mitglied-
schaft zur Berufskammer begründet, 

3. Mitglied in einem anderen berufsstä ndi-
schen Versorgungswerk ist. 

2Berufsangehö rige, die nach §  5 Abs. 1 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) 
versicherungsfrei sind, werden auf Antrag 
befreit. 
 
(3) Ausgeschiedene Pflichtmitglieder kö nnen 
nach Maßgabe der Satzung freiwillige Mitglie-
der bleiben. 
 
(4) 1Mit dem Eintritt der Versorgung endet, 
außer im Fall des Todes, nicht die Mitglied-
schaft in der Versorgungsanstalt. 2Die Sat-
zung kann vorsehen, dass eine vorüberge-
hende Unterbrechung der Berufsausübung 
oder der Zugehö rigkeit zur Berufskammer die 
Mitgliedschaft nicht beendet. 
 
 
 

Art. 23 
Beiträge, Überleitung 

(1) 1Die Mitglieder sind nach Maßgabe der 
Satzung zur Zahlung von Beiträ gen verpflich-
tet. 2Die Satzung kann einkommensunabhä n-
gige Mindestbeiträ ge vorsehen. 3Sie kann 
bestimmen, dass zur Weiterführung des Ver-
sorgungsschutzes für Zeiten ohne Berufs- 
oder Erwerbstä tigkeit oder ohne Einkommen 
angemessene Beiträ ge zu entrichten sind. 
4Der Pflichtbeitrag darf die Grenze nicht über-
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steigen, die für die Befreiung der Versor-
gungsanstalt von der Kö rperschaftssteuer-
pflicht maßgeblich ist. 
 
(2) Das beitragspflichtige Einkommen wird in 
der Satzung bestimmt. 
 
(3) 1Der Arbeitgeber eines Mitglieds, das nach 
§  6 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI von der Versiche-
rungspflicht in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung befreit ist, ist berechtigt, den Beitrag 
unmittelbar an die Versorgungsanstalt abzu-
führen und zu diesem Zweck den vom Mit-
glied zu tragenden Beitragsanteil vom Ar-
beitsentgelt einzubehalten. 2Er hat der Ver-
sorgungsanstalt für jedes Mitglied, für das er 
den Beitrag abführt, die Berechnungsgrundla-
gen, insbesondere das beitragspflichtige Ar-
beitsentgelt, und die sonstigen für die Bei-
tragserhebung erforderlichen Daten zu über-
mitteln. 
 
(4) 1Die Satzung kann zulassen, dass zur 
Erhö hung der Versorgungsanwartschaft frei-
willige Mehrzahlungen geleistet werden. 
2Diese dürfen zusammen mit dem Pflichtbei-
trag die Grenze nach Absatz 1 Satz 4 nicht 
übersteigen. 
 
(5) Die Versorgungsanstalten kö nnen mit an-
deren Versorgungsträ gern Überleitungsab-
kommen schließen. 
 
 
 

Art. 24 
Leistungen 

(1) 1Die Versorgungsanstalten gewä hren den 
Mitgliedern und ihren Hinterbliebenen nach 
Maßgabe der Satzung laufende Leistungen 
zur Alters-, Berufsunfä higkeits- und Hinter-
bliebenenversorgung sowie einmalige Leis-
tungen. 2Die Satzung kann die Leistung von 
Zuschüssen zu Rehabilitationsmaßnahmen 
und sonstige freiwillige Leistungen vorsehen. 
3Die Leistungen werden durch Bescheid fest-
gesetzt.  
 
(2) Laufende Leistungen sollen nach Maßga-
be der Satzung der allgemeinen wirtschaftli-
chen Entwicklung unter Berücksichtigung der 
finanziellen Lage der Versorgungsanstalt an-
gepasst werden. 

Abschnitt II 
 

Einzelne Versorgungsanstalten 
 
 
 

Art. 30 *) 
Bayerische Rechtsanwalts- 

und Steuerberaterversorgung 

(1) Pflichtmitglieder der Bayerischen Rechts-
anwalts- und Steuerberaterversorgung sind 

1. alle nicht berufsunfä higen Mitglieder der 
Rechtsanwalts- und Steuerberaterkam-
mern in Bayern, soweit sie natürliche Per-
sonen sind, 

2. alle nicht berufsunfä higen Mitglieder der 
Patentanwaltskammer, soweit sie natürli-
che Personen sind und solange sie Ihren 
Kanzleisitz im Freistaat Bayern eingerich-
tet haben. 

 
(2) Der jä hrliche Pflichtbeitrag darf den jä hrli-
chen Hö chstpflichtbeitrag der Rentenversiche-
rung der Angestellten nicht übersteigen. 
 
 
 

Art. 31 
Datenü bermittlung 

(1) Die Rechtsanwalts- und die Steuerberater-
kammern in Bayern übermitteln der Bayeri-
schen Rechtsanwalts- und Steuerberaterver-
sorgung jeweils den Namen, das Geburtsda-
tum, die Anschrift sowie den Beginn und das 
Ende der Kammermitgliedschaft ihrer Mitglie-
der, sofern dies für deren Mitgliedschaft bei 
der Bayerischen Rechtsanwalts- und Steuer-
beraterversorgung von Bedeutung sein kann. 
 
(2) Die Patentanwaltskammer übermittelt der 
Bayerischen Rechtsanwalts- und Steuerbera-
terversorgung Namen, Geburtsdatum und 
Anschrift der Kammermitglieder mit Kanzlei-
sitz in Bayern, sowie den jeweiligen Zeitpunkt 
der Einrichtung und der Aufgabe des Kanzlei-
sitzes in Bayern (§  26 PatAnwO). 
 
 

                                                 
*) ergä nzend gelten hierzu §  3 des Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über das ö ffentliche Versorgungswesen vom 16. De-
zember 1999 (GVBl S. 519) und §  3 des Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über das ö ffentliche Versorgungswesen vom 
24. Dezember 2005 (GVBl S. 656) 
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C 
 

Auszug aus dem Gesetz zur Änderung des Gesetzes ü ber das ö ffentliche Ver-
sorgungswesen  

vom 16. Dezember 1999 (GVBl S. 519) 
 
 
 
 
 

§ 3 
Übergangsbestimmungen fü r die Baye-
rische Rechtsanwalts- und Steuerbera-

terversorgung 

(1) 1Für die bei In-Kraft-Treten dieses Geset-
zes laufende Amtsperiode des Verwaltungs-
rats gilt Art. 21 Satz 2 des Gesetzes über das 
ö ffentliche Versorgungswesen mit der Maß-
gabe, dass für die beiden Steuerberaterkam-
mern in Bayern je drei Mitglieder in den Ver-
waltungsrat berufen werden. 2Die von der 
Satzung bestimmte Zahl der Mitglieder des 
amtierenden Verwaltungsrats erhö ht sich 
dadurch um die sechs Vertreter der Steuerbe-
rater. 
 
(2) Für Personen, die im Zeitpunkt des In-
Kraft-Tretens dieses Gesetzes Mitglieder der 
Bayerischen Steuerberaterkammern sind 
(Anfangsbestand), gilt abweichend von den 
Bestimmungen des Gesetzes über das ö ffent-
liche Versorgungswesen und der Satzung 
folgendes: 

1. Wer im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens die-
ses Gesetzes das 45. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, wird auf schriftlichen 
Antrag von der Pflichtmitgliedschaft in der 
Bayerischen Rechtsanwalts- und Steuer-
beraterversorgung befreit. 

2. Zur Pflichtmitgliedschaft in der Bayeri-
schen Rechtsanwalts- und Steuerberater-
versorgung wird auf schriftlichen Antrag 
zugelassen, wer bei In-Kraft-Treten dieses 
Gesetzes das 45., jedoch noch nicht das 
60. Lebensjahr vollendet hat und nicht be-
rufsunfä hig ist. 

3. Anträ ge nach den Nummern 1 und 2 kö n-
nen nur innerhalb eines Jahres nach In-
Kraft-Treten dieses Gesetzes gestellt wer-
den. 

(3) 1Absatz 2 gilt nicht für diejenigen Mitglieder 
des Anfangsbestands, die vor In-Kraft-Treten 
dieses Gesetzes bereits Mitglieder der Baye-
rischen Rechtsanwaltsversorgung waren. 2Für 
Mitglieder des Anfangsbestands, die vor In-
Kraft-Treten dieses Gesetzes eine Befreiung 
von der Pflichtmitgliedschaft in der Bayeri-
schen Rechtsanwaltsversorgung erlangt ha-
ben, bleiben die für die Befreiung geltenden 
Bestimmungen maßgebend. 
 
(4) 1Die Satzung der Bayerischen Rechtsan-
walts- und Steuerberaterversorgung kann für 
eine Übergangszeit von hö chstens zehn Jah-
ren die getrennte Bestandsführung und den 
getrennten Ausweis der bisher angesammel-
ten Kapitalanlagen vorsehen sowie die An-
passung von Versorgungsanrechten der Mit-
glieder aus den an der Versorgungsanstalt 
beteiligten Berufsstä nden auf der Grundlage 
von Berechnungen nach anerkannten Regeln 
der Versicherungsmathematik unterschiedlich 
regeln. 2Sie kann ferner den Mitgliedern des 
Anfangsbestands von den übrigen Regelun-
gen abweichende Beitragserleichterungen 
einrä umen. 
 
 



26 

D 
 

Auszug aus dem Gesetz zur Änderung des Gesetzes ü ber das ö ffentliche Ver-
sorgungswesen  

vom 24. Dezember 2005 (GVBl S. 656) 
 
 
 
 
 

§ 3 
Übergangsbestimmungen fü r die  
Bayerische Rechtsanwalts- und  

Steuerberaterversorgung 

(1) 1Für die bei In-Kraft-Treten dieses Geset-
zes laufende Amtsperiode des Verwaltungs-
rats gilt Art. 21 Satz 2 des Gesetzes über das 
ö ffentliche Versorgungswesen mit der Maß-
gabe, dass in den Verwaltungsrat der Bayeri-
schen Rechtsanwalts- und Steuerberaterver-
sorgung für die Patentanwaltskammer ein 
Mitglied mit Kanzleisitz in Bayern berufen 
wird. 2Die von der Satzung bestimmte Zahl 
der Mitglieder des amtierenden Verwaltungs-
rats erhö ht sich dadurch um den Vertreter der 
Patentanwä lte. 
 
(2) Für Personen, die im Zeitpunkt des In-
Kraft-Tretens dieses Gesetzes als Mitglieder 
der Patentanwaltskammer ihren Kanzleisitz in 
Bayern eingerichtet haben (Anfangsbestand), 
gilt abweichend von den Bestimmungen des 
Gesetzes über das ö ffentliche Versorgungs-
wesen und der Satzung Folgendes: 

1. Personen des Anfangsbestands sind von 
der Pflichtmitgliedschaft in der Bayerischen 
Rechtsanwalts- und Steuerberaterversor-
gung ausgenommen; sie werden zur 
Pflichtmitgliedschaft auf schriftlichen An-
trag zugelassen, soweit sie im Zeitpunkt 
des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes das 
60. Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
und nicht berufsunfä hig sind. Der Antrag 
kann nur innerhalb eines Jahres nach In-
Kraft-Treten dieses Gesetzes gestellt wer-
den. Die Entscheidung über den Antrag 
ergeht rückwirkend zum Zeitpunkt des In-
Kraft-Tretens dieses Gesetzes. 

2. Auf Antrag ist für die Dauer der Mitglied-
schaft in der Bayerischen Rechtsanwalts- 
und Steuerberaterversorgung als Pflicht-
beitrag nur der Grundbeitrag zu entrichten; 
von der Versicherungspflicht in der gesetz-
lichen Rentenversicherung befreite Ange-
stellte zahlen jedoch mindestens den Bei-
trag, der ohne Befreiung zur gesetzlichen 
Rentenversicherung zu entrichten wä re. 
Die Beitragsfestsetzung erfolgt rückwir-

kend, wenn der Antrag innerhalb eines 
Jahres nach In-Kraft-Treten dieses Geset-
zes gestellt wird, sonst vom Ersten des An-
tragsmonats an.  

 
(3) 1Abs. 2 gilt nicht für diejenigen Mitglieder 
des Anfangsbestands, die vor In-Kraft-Treten 
dieses Gesetzes bereits Mitglieder der Baye-
rischen Rechtsanwalts- und Steuerberater-
versorgung waren. 2Für Mitglieder des An-
fangsbestands, die vor In-Kraft-Treten dieses 
Gesetzes eine Befreiung von der Pflichtmit-
gliedschaft in der Bayerischen Rechtsanwalts- 
und Steuerberaterversorgung erlangt haben, 
bleiben die für die Befreiung geltenden Be-
stimmungen maßgebend. 
 
(4) Die Satzung der Versorgungsanstalt kann 
für eine Übergangszeit von hö chstens zehn 
Jahren den getrennten Ausweis der bisher 
angesammelten Kapitalanlagen vorsehen 
sowie die Anpassung der Versorgungsanrech-
te der Mitglieder der in der Versorgungsan-
stalt verbundenen Berufsstä nde auf der 
Grundlage von Berechnungen nach aner-
kannten Regeln der Versicherungsmathema-
tik unterschiedlich regeln. 
 
(5) Soweit die Satzung der Versorgungsan-
stalt Rechtswirkungen an die Zugehö rigkeit zu 
einer Rechtsanwaltskammer oder einer Steu-
erberaterkammer in Bayern knüpft, ergeben 
sich hinsichtlich Mitgliedschaft und Beitrags-
pflicht die gleichen Rechtswirkungen für die 
Mitglieder der Patentanwaltskammer mit 
Kanzleisitz in Bayern aus deren Zugehö rigkeit 
zu ihrer Kammer; sie stehen, soweit die Sat-
zung keine Sonderbestimmungen trifft, hin-
sichtlich der Rechte und Pflichten den Mitglie-
dern der Bayerischen Rechtsanwalts- und 
Steuerberaterkammern gleich. 


